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Editorial 01/2024 

Die öffentliche Verwaltung steht vor einer Vielzahl von Heraus-
forderungen: steigende Anforderungen an Bürgernähe, die Anpas-
sung an den digitalen Wandel sowie die Suche nach innovativen 
Lösungen für gesellschaftliche und ökologische Probleme prägen 
das Arbeitsfeld aktuell. Um diesen Anforderungen gerecht zu wer-
den, bedarf es nicht nur effektiver Reformen, sondern auch neuer 
Denkansätze und wissenschaftlich fundierter Lösungen.   

Der vorliegende Band präsentiert die herausragenden Arbeiten 
der Preisträgerinnen und des Preisträgers des Hochschulpreises 
2023 des Fachbereichs Verwaltung an der Hessischen Hochschule 
für öffentliches Management und Sicherheit, der in 2023 erstmals 
unter seinem neuen Namen und nach überarbeiteten Kriterien 
verliehen wurde. Die ausgezeichneten Beiträge bieten wegwei-
sende Ansätze zu aktuellen Fragestellungen: Sie beschäftigen sich 
mit baurechtlichen Perspektiven auf Tiny Houses als alternativer 
Wohnform, der Optimierung von Assessment-Centern in der Per-
sonalauswahl und der Verbesserung der Verwaltungssprache für 
eine bürgerfreundlichere Kommunikation.   

Den ersten Preis erreichte der Beitrag: Wohntrend „Tiny House“: 
Neuer Lifestyle als baurechtliche Plage? von Lorena Helmer. Dieser un-
tersucht die rechtlichen Rahmenbedingungen für das Wohnen in 
Tiny Houses in Deutschland. Tiny Houses werden als alternative 
Wohnform in Zeiten von Wohnraummangel und Nachhaltigkeits-
streben immer beliebter, stoßen jedoch auf komplexe baurechtli-
che Hürden. Die Analyse umfasst die Genehmigungspflicht und -
fähigkeit im Bauordnungs- und Bauplanungsrecht sowie spezifi-
sche Anforderungen wie Wärmeschutz und Brandschutz. Eine 
zentrale Herausforderung ist die fehlende Anpassung des deut-
schen Baurechts an diese Wohnform. Die Autorin schlägt vor, 
Tiny House-Siedlungen auszuweisen, um Regularien zu vereinfa-
chen und alternative Wohnformen zu fördern. 
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Die beiden weiteren Beiträge wurden jeweils mit einem zwei-
ten Preis bedacht. Pawel Kolesnik analysiert in Assessment-Center als 
multimodale Auswahlmethode. Ein geeignetes Verfahren zur Personalaus-
wahl? die Eignung von Assessment-Centern (ACs) als Methode 
der Personalauswahl am Beispiel der Stadt Frankfurt am Main. 
Durch Experteninterviews wird die Nutzung von ACs in verschie-
denen Städten verglichen, wobei Optimierungspotenziale wie die 
Integration simulationsorientierter Übungen und standardisierter 
Bewertungsskalen hervorgehoben werden. Der Einsatz digitaler 
und onlinegestützter ACs wird als ressourcensparend, jedoch 
technisch und methodisch herausfordernd bewertet. Der Artikel 
bietet praxisnahe Handlungsempfehlungen für eine bessere Ob-
jektivität und Effizienz im Auswahlprozess. 

Bürgernahe Verwaltungssprache in der Praxis: Analyse behördlicher 
Schreiben der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Wetteraukreises ist 
der Gegenstand von Kirsten Vespers Beitrag. Dieser widmet sich 
der Analyse von Verwaltungssprache in behördlichen Schreiben, 
mit Fokus auf Bürgernähe und Verständlichkeit. Die Untersu-
chung zeigt, dass trotz Reformbestrebungen viele Schreiben wei-
terhin unverständlich bleiben. Ursachen sind komplexe Formulie-
rungen, Fachjargon und mangelnde Berücksichtigung der Per-
spektive der Bürger:innen. Der Artikel betont die Notwendigkeit 
klarer Kommunikation, um das Vertrauen in Verwaltungsinstitu-
tionen zu stärken und die Interaktion mit der Öffentlichkeit zu 
verbessern. Die Handlungsempfehlungen umfassen Schulungen 
für Verwaltungsbeschäftigten und die Einführung von Sprach-
standards. 

Die hier vorgestellten Arbeiten zeigen, wie bedeutend wissen-
schaftliche Perspektiven und innovative Ansätze für die Weiter-
entwicklung der öffentlichen Verwaltung sind. Sie leisten nicht 
nur einen Beitrag zur Lösung konkreter Fragestellungen, sondern 
zeigen auch, wie vielfältig die Herausforderungen in diesem Be-
reich sind – von baurechtlichen Fragen über moderne Auswahl-
verfahren bis hin zur Bürgernähe in der Kommunikation.   
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Die Hochschule spielt hierbei eine zentrale Rolle als Ort des 
Denkens und Forschens, an dem junge Talente gefördert und in-
terdisziplinäre Ansätze ermöglicht werden. Der Hochschulpreis 
2023, vermittelt dabei eindrucksvoll, wie akademische Institutio-
nen als Motor für zukunftsweisende Entwicklungen wirken kön-
nen. Indem sie praxisorientierte Forschung, kritisches Hinterfra-
gen und gesellschaftliche Relevanz verbinden, schaffen sie die 
Grundlage für innovative Lösungen, die unsere Verwaltung mo-
derner, effizienter und bürgernäher machen.   

Mit dieser Publikation würdigen wir nicht nur die exzellenten 
Leistungen der Preisträger:innen, sondern auch die unverzichtbare 
Funktion der Hochschule, wissenschaftliches Wissen für die Pra-
xis nutzbar zu machen und damit einen wertvollen Beitrag zur 
Gestaltung unserer Gesellschaft zu leisten. 
 

 
Beate Eibelshäuser, Richard Merker, Mascha Will-Zocholl 

 

 

 

Wiesbaden, November 2024  
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Wohntrend „Tiny House“: Neuer Lifestyle 
als baurechtliche Plage? 

Lorena Helmer1 
 

Einleitung 
„Tiny Houses: Warum nicht wohnen wie Peter Lustig?“2 
 

Wohnungsnot, Klimakrise, Platzmangel – Wer Antworten auf die 
Fragen der heutigen Zeit sucht, richtet seinen Blick fast automa-
tisch in Richtung alternativer Lebensweisen.3 Getreu dem Motto 
„weniger ist mehr!“ machen Tiny Houses Minimalismus zum Pro-
gramm und bieten eine moderne Lösung für moderne Probleme. 
Die Tiny House Bewegung ist unter anderem auch in Deutschland 
als neue Wohnform in aller Munde. Aussteiger wie Peter Lustig 
machten vor, wie ein autarkes Leben inmitten der Natur aussehen 
kann.4 Was als eine kleine Szene von Aussteigern und Systemkri-
tikern begann, hat sich heute zu einer neuen Typologie von Häu-
sern und einer architektonisch relevanten Bewegung entwickelt.5  

Der Name verrät es schon: Bei Tiny Houses handelt es sich 
um winzige Häuser mit einer geringen Quadratmeterzahl. Ab 

 
1 Kontakt: Lorena Helmer, E-Mail: lorena.helmer@landkreis-fulda.de 
2 Behrmann 2020. 
3 Dies und das Folgende Meyer 2021. 
4 Behrmann 2020. 
5 Zeiger 2012. 

mailto:lorena.helmer@landkreis-fulda.de
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wann ein Haus als „tiny“ zählt, ist rechtlich nicht definiert. In der 
Regel sind die Minihäuschen aber kleiner als 50 m².6  

Der größte Unterschied eines Tiny Houses zu einem gewöhn-
lichen Einfamilienhaus ist die reduzierte Wohnfläche.7 Unter-
schieden wird bei Tiny Houses grundsätzlich zwischen Minihaus, 
Modulhaus und Tiny House on Wheels.8 Aufgrund ihrer geringen 
Größe benötigen Tiny Houses kein großes Baugrundstück, son-
dern können zwischen zwei Häuser, in den Garten und sogar auf 
Dächer oder Parkdecks gesetzt werden – je nachdem, was bau-
rechtlich möglich ist.9 So vielfältig die kleinen Häuser sind, so viel-
seitig sind auch ihre Nutzungsmöglichkeiten: Sie eignen sich als 
Hauptwohnsitz, Arbeitszimmer, Ferien- oder Gästehaus. Die Ein-
satzmöglichkeiten reichen von dauerhafter, ortsfester Nutzung als 
Hauptwohnsitz bis hin zur mobilen Nutzung als Feriendomizil 
ähnlich einem Wohnwagen.10 

Obwohl die Minihäuser immer beliebter werden, steht der 
Markt noch am Anfang. Tiny House Interessierte müssen bei der 
Planung einige Hürden überwinden und viele rechtliche Anforde-
rungen beachten, bis der Traum vom Leben im Tiny House Wirk-
lichkeit werden kann.11 Eine der größten Herausforderungen stellt 
für Interessierte die Suche nach einem passenden Platz dar, an 
dem das Tiny House aufgestellt werden darf.12 Offizielle rechtli-
che Informationen diesbezüglich gibt es nicht und so stoßen In-
teressierte bei ihrer Recherche im Internet häufig in entsprechen-
den Portalen und Foren auf widersprüchliche Aussagen zum 
Thema Baugenehmigung für ein Tiny House. Der Traum vom ei-
genen kleinen Haus an einem abgelegenen See oder am Waldrand 

 
6 Struzina/Schömig ZfBR 2020, 731, 731. 
7 Baumann 2021. 
8 Brecht 2021; Brecht/Wagner 2021. 
9 Dies und das Folgende Heavener 2020. 
10 Schneider 2021. 
11 Holtschneider 2021. 
12 Schneider 2021. 
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rückt dadurch für viele Interessierte oft schon zu Beginn der Pla-
nung allein aufgrund der kompliziert wirkenden Baurechtsvor-
schriften in weite Ferne.13 

Eigene Regelungen für Tiny Houses gibt es nicht. Die Vor-
schriften, die ursprünglich für Einfamilien-, Reihen-, und Mehrfa-
milienhäuser gedacht waren, müssen bei der Arbeit in Bauauf-
sichtsbehörden nun auch auf Tiny Houses angewendet werden. Je 
nach Art und Nutzung dieser sind außerdem verschiedene Rechts-
gebiete vom Straßenverkehrsrecht über das Melderecht bis hin 
zum Baurecht betroffen. In dieser Arbeit sollen Tiny Houses als 
eine alternative Wohnform und somit als ein dauerhafter Haupt-
wohnsitz dargestellt werden. Somit werden in dieser Arbeit vor-
rangig solche Vorhaben betrachtet, für die sich baurechtliche Fra-
gestellungen ergeben. 

 
Ziel des Beitrags ist es, die rechtlichen Rahmenbedingungen 

und Grenzen, die das Baurecht zum Aufstellen und Wohnen in 
Tiny Houses vorgibt, zu analysieren und herauszuarbeiten, wo 
diese baurechtlich zulässig sind. 

2. Genehmigungsbedürftigkeit von Tiny Houses 
Schlussendlich bestimmen vor allem die Arten der Nutzung und 
nicht allein die Bauformen, welche rechtlichen Anforderungen für 
ein Tiny House gelten und welche Genehmigung zum Aufstellen 
benötigt wird.14 Grundsätzlich bedarf die Errichtung, die Ände-
rung, die Nutzungsänderung und der Abriss baulicher Anlagen 
gem. § 62 Abs. 1 HBO einer Baugenehmigung.15 Damit ein Ge-
nehmigungserfordernis vorliegt, müsste es sich also bei einem 

 
13 Holtschneider 2021, online. 
14 Bijok 2019. 
15 Stollmann/Beaucamp 2020, 251, Rn. 9. 
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Tiny House um eine bauliche Anlage nach bauordnungsrechtli-
chen Vorschriften handeln.16  

Entsprechend der Legaldefinition gem. § 2 Abs. 1 HBO sind 
bauliche Anlagen mit dem Erdboden verbundene, aus Baupro-
dukten hergestellte Anlagen.17 Eine Verbindung mit dem Erdbo-
den besteht auch dann, wenn eine Anlage durch eigene Schwere 
auf dem Erdboden ruht oder wenn die Anlage nach ihrem Ver-
wendungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend ortsfest benutzt 
zu werden.18 Erdverbunden ist eine Anlage unstreitig dann, wenn 
sie über ein eigenes Fundament wie ein übliches Gebäude ver-
fügt.19 Somit gelten Minihäuser, die auf einem Fundament errich-
tet werden, unstreitig als mit dem Erdboden verbunden.20 Die 
Verbindung zum Erdboden kann sich aber auch allein daraus er-
geben, dass die Anlage nur durch eigene Schwere auf dem Boden 
ruht.21 Bei einem Tiny House on Wheels könnte sich eine Verbin-
dung zum Erdboden durch das erhebliche Eigengewicht ergeben. 
Jedoch wird in der Literatur bei Wohnwägen und Wohnmobilen 
keine Erdverbundenheit aufgrund ihres Eigengewichts angenom-
men, da sie ohne großen Zeitaufwand trotz ihres Gewichts mobil 
und fahrtüchtig sind.22 Wohnmobile und Wohnwägen verfügen 
über ein ähnliches Gewicht wie Tiny Houses on Wheels, sodass 
eine Verbindung mit dem Erdboden auch bei Tiny Houses nicht 
allein aufgrund der Schwerkraft angenommen werden kann.23  

Jedoch spricht eine überwiegend ortsfeste Nutzung für eine 
Verbindung mit dem Erdboden.24 Ein Beispiel hierfür ist das Ur-
teil des VGH München, wonach ein für längere Zeit aufgestellter 

 
16 Bijok 2019. 
17 Hanne 2018. 
18 Schmidt/Franckenstein 2004. 
19 Hanne 2018. 
20 Wagner 2021. 
21 Reichel/Schulte-Wilke 2004, 157, Rn. 72. 
22 Reichel/Schulte-Wilke 2004, 159, Rn. 78. 
23 Rinnerthaler 2020. 
24 Reichel/Schulte-Wilke 2004, 158, Rn. 74. 
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Wohnwagen, der als Wohnungsersatz genutzt wird, als bauliche 
Anlage gilt, auch wenn er gelegentlich außerhalb des Grundstücks 
im Verkehr genutzt wird.25 Demnach können auch Tiny Houses 
on Wheels, die dem dauerhaften Wohnen dienen und überwie-
gend ortsfest genutzt werden, als erdverbunden betrachtet wer-
den. 

Dieses Merkmal steht im Gegensatz zu fliegenden Bauten 
gem. § 78 HBO, die geeignet sind, an wechselnden Orten aufge-
stellt und zerlegt zu werden.26 Die Einordnung von fliegenden 
Bauten ergibt sich aus einer objektiven und einer subjektiven 
Komponente.27 Objektiv müssen fliegende Bauten dazu geeignet 
sein, wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden.28 Somit gelten 
nach dem Urteil des VG Ansbach bspw. Wohnfässer nicht als flie-
gende Bauten, da sie nur im Ganzen aufgestellt und entfernt wer-
den können.29 Daraus lässt sich schließen, dass es auch Tiny Hou-
ses an dieser objektiven Komponente fehlt, da auch sie nicht in 
ihre Einzelteile zerlegt werden, um sie anschließend an einem an-
deren Ort wieder aufzubauen. Des Weiteren fehlt es Anlagen, die 
nach dem Willen des Bauherrn ortsfest errichtet werden, an der 
subjektiven Komponente.30 Nach dem Urteil des BVerwG gilt 
bspw. ein vom Bauherrn ortsfest aufgestelltes Wohnmobil nicht 
als fliegender Bau.31 Diese Rechtsprechung lässt sich auf Tiny 
Houses übertragen, die nach dem Willen des Bauherrn zum dau-
erhaften Wohnen gedacht sind. 

 
25 VGH München, Beschl. v. 30.10.2018 – 9 C 18.675,  
    BeckRS 2018, 28757. 
26 Reichel/Schulte-Schretter/Schenk 2004, 890, Rn. 178. 
27 Spannowsky/Pützenbacher-Pützenbacher, §78 HBO Rn. 3. 
28 Spannowsky/Pützenbacher-Pützenbacher, §78 HBO Rn. 3. 
29 VG Ansbach, Besch. v. 28.01.2019 – AN 17 K 17.01980,  
   BeckRS 2019, 2346. 
30 Spannowsky/Pützenbacher-Pützenbacher, §78 HBO Rn. 5. 
31 BVerwG, Urt. v. 17.12.1976 – IV C 6.76, NJW 1977, 2090. 
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Tiny Houses stellen demnach keine fliegenden Bauten dar.32 
Die für fliegende Bauten geltenden einfacheren baurechtlichen 
Anforderungen für eine Ausführungsgenehmigung sind also für 
Tiny Houses nicht anwendbar.33 Damit es sich bei Tiny Houses 
um bauliche Anlagen i.S.v. § 2 Abs.1 HBO handelt, müssten diese 
außerdem aus Bauprodukten hergestellt werden.34 Tiny Houses 
können aus Holz, einer Stahlkonstruktion oder in Massivbauweise 
errichtet werden, bei denen es sich jeweils um übliche Baustoffe 
handelt.35 Tiny Houses werden unter anderem aus Wänden, Dä-
chern, Fenstern und Decken aufgebaut und bestehen somit aus 
verschiedenen Bauteilen.36 

Tiny Houses sind somit zusammengefasst als bauliche Anla-
gen nach § 2 Abs.1 HBO und nicht als fliegende Bauten nach 
§ 78 Abs.1 HBO einzuordnen. Konkret handelt es sich bei ihnen 
um Gebäude der Gebäudeklasse 1 gem. § 2 Abs. 4a HBO, sobald 
sie ihrer Bestimmung nach auf einem Grundstück genutzt werden, 
da sie freistehend und niedriger als 7m sind und ihre Grundfläche 
nicht mehr als 400m2 beträgt.37 Dabei ist es völlig unerheblich, ob 
sie auf Rädern, einem Anhänger oder einem Fundament stehen.38 
Somit besteht für Tiny Houses ein Genehmigungserfordernis 
gem. § 62 Abs. 1 HBO.39  

Bei der Genehmigungspflichtigkeit verbleibt es auch ungeach-
tet der Ausnahmeregelung des § 63 HBO.40 Dauerhaft genutzte 
Tiny Houses, die über eine Wohnausstattung verfügen, lassen sich 
nämlich unter keine der in der Anlage zu § 63 HBO genannten 

 
32 Bijok 2019. 
33 Reichel/Schulte-Schretter/Schenk 2004, 890, Rn. 179. 
34 Stollmann/Beaucamp 2020, 252, Rn. 10. 
35 Baumann 2021, 83; Reichel/Schulte-Wilke 2004, 182, Rn. 153. 
36 Baumann 2021, 94; Reichel/Schulte-Wilke 2004, 182, Rn. 154. 
37 Reichel/Schulte-Wilke 2004, 169, Rn. 111. 
38 Bijok 2019. 
39 Schmidt/Franckenstein 2004. 
40 Stollmann/Beaucamp 2020, 255, Rn. 15. 
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Ziffern subsumieren.41 Den Regelfall der baurechtlichen Geneh-
migungsverfahren stellt das vereinfachte Baugenehmigungsver-
fahren gem. § 65 HBO dar.42 Es gilt für alle Bauten außer Sonder-
bauten, die nicht genehmigungsfrei sind.43 Anwendungsfälle sind 
unter anderem vor allem kleinere Wohngebäude sowie deren Ne-
benanlagen.44 Das vereinfachte Genehmigungsverfahren findet 
demnach auch für Tiny Houses Anwendung. Zum Aufstellen ei-
nes Tiny Houses wird also eine Baugenehmigung gem. § 62 Abs.1 
HBO benötigt, deren Erteilung gem. § 65 HBO im vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren geprüft wird. 

3. Genehmigungsfähigkeit von Tiny Houses nach 
dem Bauordnungsrecht 
Der Prüfungsumfang ist im vereinfachten Genehmigungsverfah-
ren nach § 65 HBO deutlich eingeschränkt.45 Die Einhaltung der 
materiellen bauordnungsrechtlichen Anforderungen liegt insge-
samt nicht mehr im Verantwortungsbereich der Bauaufsichtsbe-
hörden, sondern im Verantwortungsbereich der Bauherrschaft, 
der am Bau Beteiligten und insbesondere der Entwurfsverfasser.46 
Nach § 65 Abs. 1 Satz 2 HBO bleibt § 68 HBO jedoch unberührt, 
sodass § 68 HBO auch im vereinfachten Genehmigungsverfahren 
Anwendung findet und bautechnische Nachweise vorliegen müs-
sen.47 Insbesondere müssen die Anforderungen an den Wärme-
schutz und vorbeugenden Brandschutz bei Errichtung eines Tiny 
Houses aufgrund der im Vergleich zu einem herkömmlichen Ein-
familienhaus besonders kleinen Kubatur beachtet werden.48 

 
41 Schmidt/Franckenstein 2004, 74. 
42 Anders JuS 2015, 604, 605. 
43 Schmidt/Franckenstein 2004. 
44 Stollmann/Beaucamp 2020, 252, Rn. 11. 
45 Spannowsky/Pützenbacher-Schild, § 65 HBO Rn. 35. 
46 Hornmann-Hornmann, § 65 HBO Rn. 30. 
47 Hornmann-Hornmann, § 68 HBO Rn. 3. 
48 Haupt 2021. 
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3.1 Anforderungen an den Wärmeschutz von Tiny Houses 

Nach § 15 Abs. 1 HBO müssen Gebäude über einen ihrer Nut-
zung und den klimatischen Verhältnissen entsprechenden Wär-
meschutz verfügen.49 Die daraus resultierenden energetischen An-
forderungen an Gebäude sind im 2020 in Kraft getretenen GEG 
festgelegt.50 Da Tiny Houses nach den Regelungen der HBO als 
Gebäude einzustufen sind, gilt das GEG auch für Tiny Houses.51 
Lediglich für den Fall, dass das Tiny House als Wochenendhaus 
oder Ferienhaus genutzt werden soll, ist das GEG gem. 
§ 2 Abs. 2 Nr. 8a GEG nicht anzuwenden. Alle anderen Tiny 
Houses müssen die Vorschriften des GEG einhalten. Eine Befrei-
ung von den Regelungen des GEG gem. § 102 Abs. 1 GEG ist 
für Tiny Houses nicht ersichtlich. Von der zuständigen Bauauf-
sicht kann daher im Rahmen eines Bauantrages ein Wärmeschutz-
nachweis eingefordert werden.52 Ein Energieausweis ist gem. 
§ 79 Abs. 4 GEG für Tiny Houses nicht auszustellen. Gem. § 10 
GEG sind Neubauten als Niedrigstenergiegebäude zu errichten, 
deren jährlicher Primärenergiebedarf und Transmissionswärme-
verlust gewisse Höchstwerte nicht überschreitet und deren Ener-
giebedarf zumindest anteilig durch erneuerbare Energien gedeckt 
wird.53  

Ein signifikanter Unterschied zwischen einem Tiny House 
und einem herkömmlichen Haus in Bezug auf den Wärmeschutz 
ist das Verhältnis von der wärmeübertragenden Gebäudehülle zu 
dem beheizten Gebäudevolumen, das sogenannte A/Ve-Verhält-
nis.54 Die Reduktion dieses Wertes bewirkt eine Verringerung des 
Heizwärmebedarfs, ohne dass zusätzliche Maßnahmen zur Däm-
mung ergriffen werden müssen. Je größer und kompakter ein Ge-

 
49 Hornmann-Hornmann, § 15 HBO Rn. 3. 
50 Spannowsky/Pützenbacher-Gohde, § 15 HBO Rn. 16. 
51 Dies und das Folgende Haupt 2021. 
52 Dies und das Folgende Spannowsky/Pützenbacher-Gohde, § 15 HBO Rn. 46. 
53 Kahl/Gärditz-Gärditz/Kahl, § 6 Rn. 69. 
54 Dies und das Folgende Nisse et al. 2021. 
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bäude ist, desto kleiner und günstiger ist das Verhältnis von be-
heiztem Volumen und der wärmeübertragenden Gebäudehülle. 
Aufgrund der kleinen Kubatur ist die Einhaltung der Wärme-
schutzanforderungen für Tiny Houses erschwert. 

Die Berechnung der Anforderungen erfolgt entweder nach 
DIN 4108-6, DIN 4701-10 oder nach DIN V 18599.55 Eine Aus-
nahme sieht das GEG gem. § 104 GEG für kleine Gebäude vor, 
bei denen die Anforderungen an den Wärmeschutz als erfüllt gel-
ten, wenn die Höchstwerte des Wärmedurchgangskoeffizienten, 
auch als U-Wert bezeichnet, nach § 48 bzw. Anlage 7 eingehalten 
werden. Bei der Anwendung der Ausnahmeregelung für Tiny 
Houses ist zwar keine komplette Berechnung nach DIN erforder-
lich, jedoch müssen die U-Werte der einzelnen Außenbauteile die 
jeweiligen Höchstwerte einhalten. 

Dämmmaterialien müssen daher sorgfältig ausgewählt wer-
dem, damit der Wandaufbau des Tiny Houses nicht zu dick wird 
und das Tiny House an Wohnraum verliert. Bei Tiny Houses on 
Wheels kann sich zudem das Problem ergeben, dass der gesamte 
Aufbau mit entsprechender Dämmung zu schwer wird, um die 
straßenverkehrsrechtliche Gewichtsgrenze von 3,5 Tonnen einzu-
halten. Zu berücksichtigen sind außerdem die Anforderungen an 
den Primärenergiefaktor, die durch die zumindest teilweise Nut-
zung von erneuerbaren Energien eingehalten werden können. 
Aufgrund des geringen Platzbedarfs ist der Einsatz von Infra-
rotheizungen in Tiny Houses sinnvoll. Eine weitere Lösung stellt 
insbesondere der Einsatz von elektrisch betriebenen Wärmepum-
pen dar.56 Die Einhaltung der Vorschriften zum Wärmeschutz 
sind aufgrund der kleinen Kubatur für Tiny Houses im Vergleich 
zu einem herkömmlichen Einfamilienhaus insgesamt schwieriger 
einzuhalten, können jedoch bei sorgfältiger Planung im Vorfeld 
berücksichtigt werden. 

 
55 Dies und das Folgende Haupt 2021. 
56 Nisse et al. 2021. 
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3.2 Anforderungen an den Brandschutz von Tiny Houses 

Gem. § 68 Abs. 1 HBO kann die Bauaufsichtsbehörde neben dem 
Wärmeschutznachweis auch einen Nachweis für den vorbeugen-
den Brandschutz fordern.57 Um die brandschutzrechtlichen Vor-
gaben zu erfüllen, müssen Anlagen nach § 14 Abs. 1 HBO unter 
anderem so errichtet werden, dass Brände nicht entstehen können 
und im Falle eines Brandes eine Brandausbreitung soweit wie 
möglich verhindert wird.58 

Tiny Houses zählen nach der HBO als Gebäude der Gebäu-
deklasse 1.59 An Bauteile wie tragende Wände und Stützen gem. 
§ 30 HBO, Außenwände gem. § 31 HBO oder Decken gem. 
§ 34 HBO werden für die Gebäudeklasse 1 keine besonderen An-
forderungen hinsichtlich der Feuerwiderstandsfähigkeit gestellt.60 
Die brandschutzrechtlichen Anforderungen an Tiny Houses ent-
sprechen insgesamt den Anforderungen an herkömmliche Einfa-
milienhäuser und sind bei der Planung eines Tiny Houses zu be-
rücksichtigen. Die Einhaltung der Vorschriften über den vorbeu-
genden Brandschutz ist in der Praxis unproblematisch. 

4. Genehmigungsfähigkeit von Tiny Houses nach 
dem Bauplanungsrecht 
Neben bauordnungsrechtlichen Aspekten stellt sich vor allem die 
Frage, auf welchen Flächen Tiny Houses nach den Regelungen 
des BauGB aufgestellt werden dürfen.61 Ausgangspunkt der Zu-
lässigkeitsprüfung von Tiny Houses in den Gebieten nach 
30 ff BauGB ist, dass es sich um ein Vorhaben gem. 
§ 29 Abs. 1 BauGB handelt.62  

 
57 Spannowsky/Pützenbacher-Schulz/Krampetz/Vornholt, § 68 HBO Rn. 46. 
58 Spannowsky/Pützenbacher-Gohde, § 14 HBO Rn. 4. 
59 Reichel/Schulte-Wilke 2004, 169, Rn. 111. 
60 Dies und das Folgende Hornmann-Hornmann, Vorbemerkung  § 29 HBO Rn. 7. 
61 Struzina/Schömig ZfBR 2020, 731, 731. 
62 Schrödter-Rieger, § 29 BauGB Rn. 4. 
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Um ein Vorhaben handelt es sich unter anderem bei der Er-
richtung von baulichen Anlagen.63 Eine bauliche Anlage ist in die-
sem Sinne nach der Rechtsprechung des BVerwG durch das 
Merkmal des „Bauens“ und durch das Merkmal der „bodenrecht-
lichen Relevanz“ gekennzeichnet. Wird ein Tiny House errichtet, 
handelt es sich demnach um eine bauliche Anlage, wenn die Ver-
bindung der Anlage mit dem Erdboden vom Bauherrn dauerhaft 
beabsichtigt ist.64 Minihäuser, die der dauerhaften Wohnnutzung 
dienen, erfüllen demnach unstreitig das Kriterium der dauerhaften 
Erdverbundenheit, während lediglich bei Tiny Houses on Wheels, 
die nur locker mit dem Erdboden verbunden sind, Zweifel beste-
hen könnten.65 Fehlt es dem jeweiligen Tiny Houses an einem ent-
sprechenden Fundament, welches das Gebäude mit dem Grund-
stück verbindet, kommt es nach dem Urteil des BVerwG darauf 
an, ob die Anlage als Ersatz für eine mit dem Boden ortsfest ver-
bundene Anlage treten soll.66 Somit fallen auch solche Tiny Hou-
ses unter den Begriff des Vorhabens i.S.v. § 29 BauGB, die wie 
ein Wohnwagen, nur durch Räder mit dem Erdboden verbunden 
sind und nach dem Willen des Bauherrn ein ortsfest errichtetes 
Gebäude ersetzen sollen.67 Bodenrechtliche Relevanz kommt 
Tiny Houses bereits im Hinblick auf die Auswirkungen auf den 
Boden nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB zu.68 Somit handelt es sich 
bei Tiny Houses um Vorhaben i.S.v. § 29 BauGB, weshalb die 
§§ 30ff. BauGB angewendet werden können.69 

 
63 Dies und das Folgende Battis/Krautzberger/Löhr-Reidt, § 29 BauGB Rn. 8. 
64 Struzina/Schömig ZfBR 2020, 731, 731. 
65 Schrödter-Rieger, § 29 BauGB Rn. 8. 
66 BVerwG, Urt. v. 26.06.1970 – IV C 116/68, BeckRS 1970, 00600. 
67 Struzina/Schömig ZfBR 2020, 731, 731. 
68 Gornig/Horn/Will-Will, § 29 BauGB Rn. 284. 
69 Stollmann/Beaucamp 2020, 161, Rn. 22. 
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4.1 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit im Geltungsbereich 
von Bebauungsplänen nach § 34 BauGB 

§ 34 BauGB ist für Vorhaben anzuwenden, die in einem im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil liegen und somit nicht dem Au-
ßenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen sind und für die kein 
Bebauungsplan gilt.70 Nach § 34 Abs. 1 BauGB muss sich das Vor-
haben in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen.71 Die nä-
here Umgebung ergibt sich aus einer wechselseitigen Prägung zwi-
schen den Auswirkungen des Vorhabens und dem bodenrechtli-
chen Charakter der Umgebung.72 Bei der Beurteilung der näheren 
Umgebung ist jeweils die tatsächliche städtebauliche Situation im 
konkreten Einzelfall zu betrachten.73  

Für die Beurteilung der Eigenart der näheren Umgebung beim 
Aufstellen eines Tiny Houses sind nach dem Urteil des BVerwG 
jedenfalls nicht nur dauerhaft genutzte Bauten, sondern auch Ne-
benanlagen, die nach außen wahrnehmbar in Erscheinung treten, 
maßgeblich.74 Somit könnten bei Tiny Houses auch freistehende 
Garagen oder Gartenhäuser als Maßstab für die Eigenart der nä-
heren Umgebung herangezogen werden.75  

Gem. § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der überbaubaren Grundstücksfläche in die Umgebung einfügt.76 
Die Beurteilung des Einfügens eines Vorhabens nach Art der bau-
lichen Nutzung orientiert sich an den typisierenden Nutzungsar-
ten der BauNVO.77 Entspricht die Eigenart der näheren Umge-
bung nach Art der baulichen Nutzung einem der Baugebiete der 
BauNVO, beurteilt sich die Zulässigkeit gem. § 34 Abs. 2 

 
70 Kröninger/Aschke/Jeromin-Jeromin, § 34 BauGB Rn. 1. 
71 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker, § 34 BauGB Rn. 28. 
72 Battis/Krautzberger/Löhr-Mitschang/Reidt, § 34 BauGB Rn. 21. 
73 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 34 BauGB Rn. 36. 
74 BVerwG Urt. v. 08.12.2016 – 4 C 7/15, NVwZ 2017, 717. 
75 Struzina/Schömig ZfBR 2020, 731, 732. 
76 Kröninger/Aschke/Jeromin-Jeromin, § 34 BauGB Rn. 25. 
77 Spannowsky/Uechtritz-Spannowsky, § 34 BauGB Rn. 38. 
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BauNVO hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung ausschließ-
lich nach der BauNVO.78 Da es sich bei Tiny Houses um Vorha-
ben handelt, die der Wohnnutzung dienen, kommt es hinsichtlich 
der Art der baulichen Nutzung darauf an, in welchem Umfang die 
Umgebung von Wohnnutzung geprägt ist.79 Kann die Umgebung 
anhand der Nutzungsart nicht eindeutig einem Baugebiet nach der 
BauNVO zugeordnet werden, ist ein Tiny House zulässig, wenn 
es einer der prägenden Nutzungsarten der Umgebung zugeordnet 
werden kann.80 

Beim Maß der baulichen Nutzung kommt es hinsichtlich des 
Einfügens auf das äußere Erscheinungsbild eines Gebäudes im 
Verhältnis zur Umgebungsbebauung und die absoluten Maße wie 
Grundfläche und Höhe an.81 Bei Tiny Houses kommt es auf die 
Auslegung an, ob aufgrund der geringen Grundfläche und Höhe 
der von der Umgebungsbebauung vorgegebene Rahmen als ein-
gehalten gilt.82 Ist in der Umgebung kein einheitliches Maß der 
baulichen Nutzung vorhanden, kann eine Einhaltung des Rah-
mens nicht verlangt werden.83 Somit stellt sich die Frage nach der 
Zulässigkeit von Tiny Houses vorwiegend bei einem einheitlichen 
Maß der baulichen Nutzung. Bei einer Überschreitung des Maßes 
der baulichen Nutzung geht die Rechtsprechung regelmäßig von 
einer Nichteinhaltung des Rahmes aus, während diese Frage in ei-
ner Entscheidung des BVerwG bei einer Unterschreitung des Ma-
ßes der baulichen Nutzung bewusst offengelassen wurde.84 Unab-
hängig davon, ob eine Überschreitung und eine Unterschreitung 
gleich bewertet werden, kommt es beim Aufstellen eines Tiny 
Houses jedenfalls darauf an, ob die nähere Umgebung von Anla-
gen geprägt ist, die eine ähnlich kleine Grundfläche und Anzahl 

 
78 Battis/Krautzberger/Löhr-Mitschang/Reidt, § 34 BauGB Rn. 27. 
79 Stollmann/Beaucamp 2020, 212, Rn. 53. 
80 Spannowsky/Uechtritz-Spannowsky, § 34 BauGB Rn. 38. 
81 Battis/Krautzberger/Löhr-Mitschang/Reidt, § 34 BauGB Rn. 28. 
82 Struzina/Schömig ZfBR 2020, 731, 733. 
83 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 34 BauGB Rn. 40. 
84 BVerwG Beschl. v. 23.11.1998 – 4 B 29-98, NVwZ-RR 1999, 364. 
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an Vollgeschossen aufweisen.85 Als Referenzobjekte für Tiny 
Houses können auch freistehende Garagen und Gartenhäuser die-
nen.86 

Bei der Prüfung der Bauweise ist zu beachten, dass ein Tiny 
House sich aufgrund der kleinen Grundfläche vermutlich bei einer 
geschlossenen Bauweise nicht innerhalb des aus der näheren Um-
gebung hervorgehenden Rahmens hält.87 Zudem ist ein Vorhaben 
nach § 34 Abs.1 BauGB nur zulässig, wenn die Erschließung ge-
sichert ist.88 Hierzu zählt die wegemäßige Erschließung, wobei 
auch ein unbefahrbarer Wohnweg, den erforderlichen Zugang 
zum öffentlichen Straßennetz sicherstellen kann.89 Darüber hin-
aus erfordert eine gesicherte Erschließung die Anschlussmöglich-
keit an die Wasser-, Abwasser-, und Stromversorgung.90 Autarke 
Tiny Houses erfüllen diese Anforderungen nicht.91 Grundsätzlich 
ist das Aufstellen von Tiny Houses im Geltungsbereich von Be-
bauungsplänen nach § 34 BauGB also möglich, wenn das Einfü-
gen in die Umgebung nach dem Maß der baulichen Nutzung po-
sitiv im Einzelfall positiv beurteilt wird. 

Besonders das Bauen im Innenbereich nach § 34 BauGB, in 
dem Baulücken oder Brachflächen vorhanden sind, stellt eine Lö-
sung dar, die Innenentwicklung der Ortskerne durch Nachver-
dichtung voranzutreiben.92 Tiny Houses als alternative Wohnform 
könnten eine Chance darstellen, diese Entwicklung weiter zu för-
dern.93 Es bleibt jedoch fraglich, ob es den Vorstellungen der Tiny 
House Bewegung entspricht, inmitten eines Ortsteils zu leben, in 
dem vorrangig Einfamilienhäuser vorzufinden sind.94 Darüber 

 
85 Struzing/Schömig ZfBR 2020, 731, 733. 
86 BVerwG Urt. v. 08.12.2016 – 4 C 7/15, NVwZ 2017, 717. 
87 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 34 BauGB Rn. 46. 
88 Battis/Krautzberger/Löhr-Mitschang/Reidt, § 34 BauGB Rn. 37. 
89 Kröninger/Aschke/Jeromin-Jeromin, § 34 BauGB Rn. 34. 
90 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 34 BauGB Rn. 65. 
91 Wagner 2021. 
92 Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland 2006. 
93 Zukunftsinstitut. 
94 Huchler/Dittmar 2021. 
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hinaus sind Baugrundstücke, die für herkömmliche Bebauung aus-
gelegt sind, für Tiny House Bebauung zu teuer und daher für die 
Tiny House Bewegung uninteressant.95 

4.2 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit im Außenbereich 
nach § 35 BauGB 

Die Zulässigkeit von Tiny Houses im Außenbereich beurteilt sich 
nach § 35 BauGB.96 Bei den Gebieten nach § 35 BauGB handelt 
es sich oftmals um landschaftlich besonders reizvolle Gegenden.97 
Jedoch soll der Außenbereich wegen seiner besonderen Bedeu-
tung für die agrarische Bodennutzung und als Erholungsland-
schaft für die Allgemeinheit möglichst von Bebauung freigehalten 
werden.98  

Tiny Houses, die der reinen Wohnnutzung dienen und keine 
der besonderen Voraussetzungen des § 35 BauGB erfüllen, sind 
daher grundsätzlich im Außenbereich nicht zulässig.99 Es sind nur 
wenige Konstellationen denkbar, unter denen die Errichtung eines 
Tiny Houses im Außenbereich möglich sein könnte. Ein Tiny 
House könnte als privilegiertes Vorhaben zulässig sein, wenn es 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB einem land- oder forstwirtschaftli-
chen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der Be-
triebsfläche einnimmt.100 Gem. § 201 BauGB ist unter Landwirt-
schaft unter anderem der Ackerbau, die Wiesen- und Weidewirt-
schaft, der Erwerbsobstbau, der Weinbau und die berufsmäßige 
Imkerei zu verstehen.101 Maßgeblich ist die Bewirtschaftung des 
Bodens sowie die unmittelbare Bodenertragsnutzung.102  

 
95 Statistisches Bundesamt et al. 2021. 
96 Stollmann/Beaucamp 2020, 216, Rn. 1. 
97 Engelsberger ZfBR 2020, 821, 821. 
98 BVerwG Urt. v. 30.06.1964 – 1 C 80.62, BVerwGE 19, 75. 
99 Battis/Krautzberger/Lähr-Mitschang/Reidt, § 35 BauGB Rn. 1. 
100 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 35 BauGB Rn. 22. 
101 Kröninger/Aschke/Jeromin-Jeromin, § 35 BauGB Rn. 8. 
102 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 35 BauGB Rn. 23. 
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Denkbar wäre bspw. die Konstellation, dass im Außenbereich 
ein Tiny House zur Führung eines Imkereibetriebes mit Wohn-
nutzung errichtet werden soll. Voraussetzung für die Annahme ei-
nes landwirtschaftlichen Betriebes ist dabei, dass es sich um einen 
ernsten, auf Dauer angelegten Betrieb handelt, der mit der Absicht 
der Gewinnerzielung betrieben wird.103 Auch wenn die Tätigkeit 
nur nebenberuflich ausgeübt wird, ist es erforderlich, dass die 
Landwirtschaft in nennenswertem Umfang und dauerhaft betrie-
ben wird.104 Des Weiteren muss ein Funktionszusammenhang 
zwischen dem beabsichtigten Vorhaben und dem landwirtschaft-
lichen Betrieb bestehen.105 Zur Frage, ob es sich bei einem Imke-
reibetrieb mit Wohnnutzung um eine Privilegierung handelt, hat 
das OVG Rheinland-Pfalz bspw. ausgeführt, dass ein Gebäude 
nicht von Imkerei geprägt ist, wenn Bienenkästen an unterschied-
lichen Standorten aufgebaut würden und lediglich die Lagerung 
und Weiterverarbeitung in den geplanten Räumen stattfinde.106 
Insgesamt handele es sich um ein Wohnbauvorhaben, bei dem die 
betriebliche Nutzung untergeordnete Bedeutung habe und aus-
schließlich eine komfortable Wohnnutzung auf einem Wald-
grundstück zu erwarten sei. Wie ein Urteil des VGH München 
zeigt, kann ein solches Vorhaben nur unter bestimmten Voraus-
setzungen zulässig sein, wenn die Ausübung des Imkereibetriebes 
deutlich erkennen lässt, dass es sich nicht um einen bloßen Schein-
betrieb zur komfortablen Wohnnutzung handelt, sondern der Be-
trieb im Vordergrund steht.107 Durch diese Anforderungen des 
§ 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist die Errichtung eines Tiny Houses im 
Außenbereich auf solche Fälle begrenzt, in denen tatsächlich eine 
landwirtschaftliche Tätigkeit geplant ist und nicht eine andere 

 
103 Battis/Krautzberger/Lähr-Mitschang/Reidt, § 35 BauGB Rn. 13. 
104 Stüer/Stüer-Stüer/Stüer, § 35 Abs. 1 BauGB Rn. 36. 
105 Kröninger/Aschke/Jeromin-Jeromin, § 35 BauGB Rn. 15. 
106 Dies und das Folgende OVG Rheinland-Pfalz Beschl. v. 16.09.2011 – 8 A    
     10675/11.OVG-, LKRZ 2011, 459. 
107 VGH München Urt. v. 04.01.2000 – 1 B 97.2298, NVwZ-RR 2000, 571. 
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Nutzungsabsicht, nämlich die Errichtung eines Wohngebäudes im 
Außenbereich, verschleiert werden soll.  

Eine weitere denkbare Konstellation wäre die Errichtung eines 
Tiny Houses als ein Altenteilerhaus, welches nach § 35 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB zu den privilegierten Vorhaben zählt. Bei einem Alten-
teilerhaus handelt es sich um ein Wohnhaus, das dem früheren 
Inhaber eines land- oder fortwirtschaftlichen Betriebs nach Über-
gabe an seinen Nachfolger als Unterkunft dient.108 Voraussetzung 
für die Zulässigkeit ist, dass das Altenteilerhaus dem Generatio-
nenwechsel dauerhaft zur Verfügung steht, ein konkreter Unter-
bringungsbedarf besteht und nicht schon Wohnraum vorhanden 
ist und das Haus in unmittelbarer Nähe zur Hofstelle errichtet 
wird.109 Hinsichtlich der Gestaltung des Altenteilerhauses, insbe-
sondere der Größe, besteht lediglich die Anforderung, dass das 
Haus verkehrsüblich sein muss, also den allgemeinen Bedürfnis-
sen eines Altenteilers und seiner Familie angemessen.110 Dabei ist 
auf eine Wohnfläche von etwa bis zu 100 m2 abzustellen.111 Auch 
ein Tiny House könnte somit als Altenteilerhaus für den früheren 
Betriebsinhaber dienen und wäre aufgrund der kleinen Grundflä-
che vermutlich sogar eher genehmigungsfähig als ein größeres 
Haus, da gesichert wäre, dass nicht zusätzlicher Wohnraum zur 
Vermietung geschaffen würde. Zweifelhaft bleibt jedoch, ob es 
sich bei den Altenteilern um die passende Zielgruppe für den Tiny 
House Trend handelt. 

Diese Beispiele einer möglichen Privilegierung gem. § 35 Abs. 
1 Nr. 1 BauGB zeigen, dass die Errichtung eines Tiny Houses im 
Außenbereich nur unter bestimmten Umständen im Einzelfall mit 
Bezug zur Land- oder Forstwirtschaft möglich sein kann.  

Mangels einer Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB könnte 
ein Tiny House zudem als sonstiges Vorhaben gem. § 35 Abs. 2 

 
108 Schrödter-Rieger, § 35 BauGB Rn. 32. 
109 Brügelmann-Dürr, § 35 BauGB Rn. 55. 
110 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 35 BauGB Rn. 44. 
111 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker § 35 BauGB Rn. 44. 
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BauGB zulässig sein.112 Sonstige Vorhaben sind jedoch nur im 
Einzelfall zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenste-
hen.113 Öffentliche Belange können alleine schon dadurch beein-
trächtigt sein, dass ein Vorhaben den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplan widerspricht, welcher keine bebaubare Fläche vor-
sieht, oder durch Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege.114 Öffentliche Belange sind durch die Errichtung eines 
Tiny Houses außerdem dadurch beeinträchtigt, dass der Bau eines 
Tiny Houses die Entstehung einer Splittersiedlung zufolge haben 
könnte, da ein solches Vorhaben aufgrund der steigenden Nach-
frage nach alternativen Wohnformen Vorbildcharakter haben 
könnte.115 

4.3 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit im beplanten 
Bereich nach § 30 BauGB 

Soll ein Tiny House im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplans aufgestellt werden, richtet sich die planungs-
rechtliche Zulässigkeit nach § 30 BauGB.116 Ein Tiny House, das 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplans aufgestellt werden soll, 
muss gem. § 30 Abs. 1 BauGB grundsätzlich den Festsetzungen 
des Bebauungsplans entsprechen und die Erschließung muss ge-
sichert sein.117  

Die Art der baulichen Nutzung wird nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 
1 BauGB i.V.m. den Regelungen der BauNVO festgesetzt.118 Die 
Festsetzung erfolgt im Bebauungsplan durch die Ausweisung von 
Baugebieten nach den §§ 2-9 BauNVO.119 Da es sich bei Tiny 

 
112 Battis/Krautzberger/Lähr-Mitschang/Reidt, § 35 BauGB Rn. 63. 
113 Kröninger/Aschke/Jeromin-Jeromin, § 35 BauGB Rn. 28. 
114 Schrödter-Rieger, § 35 BauGB 128. 
115 Spannowsky/Uechtritz-Söfker, § 35 BauGB Rn. 99. 
116 Schrödter-Rieger, § 30 BauGB Rn. 9. 
117 Stollmann/Beaucamp 2020, 163, Rn. 2. 
118 Spannowsky/Uechtritz-Tophoven, § 30 BauGB Rn. 17. 
119 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker, § 9 BauGB Rn. 21. 



  

19 
 

Houses um Wohngebäude i.S.d. BauNVO handelt, sind sie in je-
dem Baugebiet zulässig, das Wohngebäude als eine zulässige Nut-
zung definiert.120 In solchen Baugebieten ist die Zulässigkeit von 
Tiny Houses hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung unprob-
lematisch.  

Einen Sonderfall der Art der baulichen Nutzung stellen Son-
dergebiete gem. §§ 10, 11 BauNVO dar.121 Sondergebiete, die der 
Erholung dienen, sind gemäß § 10 Abs. 1 BauNVO für den Bau 
von Wochenend- oder Ferienhäusern oder für Campingplatzge-
biete vorgesehen.122 Solche Gebiete sind besonders attraktiv für 
das Aufstellen von Tiny Houses, da sie oftmals von Außengebie-
ten umgeben sind, also inmitten der Natur liegen.123 Bei Sonder-
gebieten muss allerdings der Erholungszweck im Vordergrund 
stehen.124 Eine dauerhafte Wohnnutzung ist dagegen mit der 
Zweckbestimmung eines Sondergebietes für die Erholung nicht 
vereinbar.125 Prägendes Merkmal nach § 10 BauNVO ist das gele-
gentliche Wohnen während der Freizeit.126 Das Aufstellen von 
Tiny Houses zur dauerhaften Wohnnutzung ist in solchen Gebie-
ten also grundsätzlich nicht möglich.  

Eine Gemeinde kann lediglich gem. § 12 Abs. 7 BauGB einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan in bisherigen Erholungsson-
dergebieten für die Schaffung der Zulässigkeit von Wohnnutzung 
erlassen, um Dauernutzung zuzulassen.127 Anwendungsfall der 
Vorschrift sind vor allem solche Fälle, in denen ein Dauerwohnen 
im Erholungsgebiet nachträglich legalisiert werden soll.128 Somit 
kommen neu geplante Tiny House Projekte in Erholungssonder-
gebieten nicht in Betracht. Auch § 11 BauNVO kommt als 

 
120 Bönker/Bischopink-Bönker, § 1 BauNVO Rn. 66. 
121 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker, § 9 BauGB Rn. 21. 
122 Kröninger/Aschke/Jeromin-Aschke, § 10 BauNVO Rn. 2. 
123 Engelsberger ZfBR 2020, 821, 821. 
124 Bönker/Bischopink-Bönker, § 1 BauNVO Rn.  84. 
125 Kröninger/Aschke/Jeromin-Aschke, § 10 BauNVO Rn. 3. 
126 Bönker/Bischopink-Bönker, § 1 BauNVO Rn.  84. 
127 Schrödter-Kukk, § 12 BauGB Rn. 68. 
128 Schrödter-Kukk, § 12 BauGB Rn. 69. 
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Rechtsgrundlage für die Verknüpfung von Erholungsgebieten 
und ausnahmsweise zulässiger Wohnnutzung nicht in Betracht.129 
Dauerhaft genutzte Tiny Houses sind nach ihrer Art der Nutzung 
also nur in den Gebieten nach §§ 2-9 BauNVO, in denen Wohn-
gebäude als Nutzungsart festgelegt sind, zulässig und nur in Aus-
nahmefällen auf Campingplatzgebieten für den Fall, dass Dau-
ernutzung explizit im Bebauungsplan erlaubt ist oder von der Ge-
meinde geduldet wird. 

Das Maß der baulichen Nutzung ist ein den Städtebau prägen-
des Element, da durch diese Planungsentscheidung geregelt wird, 
wie hoch und wie dicht gebaut werden darf und dadurch maßgeb-
lich das äußere Erscheinungsbild der Städte und Gemeinden ge-
staltet wird.130 Nach § 16 Abs. 3 BauNVO muss der Bebauungs-
plan jedenfalls die Festsetzung der Grundflächenzahl und der 
Größe der Grundfläche enthalten.131 Setzt ein Bebauungsplan die 
Größe baulicher Anlagen als Höchstmaß fest, ist jedes Vorhaben 
zulässig, welches unterhalb dieser Höchstgrenze bleibt, da ein 
Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht positiv 
entsprechen muss, sondern nur nicht widersprechen darf.132 Die 
Grundfläche und Größe von Tiny Houses liegt bei der Festset-
zung von Höchstmaßen in Bebauungsplänen regelmäßig weit un-
ter den Vorgaben, weshalb die Zulässigkeit von Tiny Houses in 
solchen Fällen unproblematisch ist. Nach § 16 Abs. 4 BauNVO 
kann neben der Festsetzung von Höchstmaßen für die Geschoss-
flächenzahl, die Zahl der Vollgeschosse und die Höhe baulicher 
Anlagen jedoch auch ein Mindestmaß festgesetzt werden, 
wodurch eine Mindestausnutzung eines Baugrundstücks erreicht 
werden soll.133 Bei solchen Vorgaben kann die Zulässigkeit von 
Tiny Houses im Einzelfall aufgrund der kleinen Abmessungen 
problematisch sein.  

 
129 Bönker/Bischopink-Bönker, § 1 BauNVO Rn. 84. 
130 Spannowsky/Uechtritz-Spannowsky, § 9 BauGB Rn. 3. 
131 Spannowsky/Uechtritz-Tophoven, § 30 BauGB Rn. 18. 
132 Battis/Krautzberger/Löhr-Mitschang, § 30 BauGB Rn. 13. 
133 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger-Söfker, § 9 BauGB Rn. 34. 



  

21 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen können nach § 23 Abs. 
1 BauNVO im Bebauungsplan durch Festsetzungen von Bauli-
nien, Baugrenzen oder Bebauungstiefen bestimmt werden.134 Die 
örtlichen Verkehrsflächen werden nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
festgesetzt.135 Bei Aufstellung eines Tiny Houses müssen diese 
Festsetzungen des Bebauungsplans ebenfalls beachtet werden. 

Obwohl das Aufstellen von Tiny Houses im Geltungsbereich 
von qualifizierten Bebauungsplänen nach § 30 Abs. 1 BauGB 
grundsätzlich zulässig ist, scheitern viele Tiny House Vorhaben 
aufgrund von Gestaltungsvorschriften wie bspw. Baugestaltungs-
satzungen oder Festsetzungen bezüglich der Dachform oder 
Dachneigung. Der architektonischen Vielfalt an Tiny Houses und 
der Kreativität der Tiny House Bewegung sind somit Grenzen ge-
setzt. Die Umsetzung eines solchen Vorhabens gestaltet sich in 
der Praxis daher also schwierig. 

5. Notwendigkeit für die Schaffung von Tiny House 
Wohnsiedlungen 

Das Aufstellen von Tiny Houses unterliegt in Deutschland vielfäl-
tigen baurechtlichen Regelungen. Das bestehende Baurecht ent-
hält zwar an verschiedenen Stellen Regelungen, die das Aufstellen 
von Tiny Houses theoretisch ermöglichen. Die Suche nach einem 
passenden Baugrundstück für ein Tiny House gestaltet sich trotz 
der Möglichkeiten des Baurechts in der Praxis schwierig.136 Ein 
Baugrundstück zu finden, egal ob für ein Tiny House oder ein 
herkömmliches Einfamilienhaus, stellt in ganz Deutschland ein 
zunehmendes Problem dar.137 Seit Jahren steigen die Preise für 
Bauland in Deutschland stark an.138 Die Preise für Baulandgrund-
stücke erhöhten sich im Zeitraum 2010 bis 2020 um 102 %. Der 

 
134 Spannowsky/Uechtritz-Tophoven, § 30 BauGB Rn. 19. 
135 Battis/Krautzberger/Löhr-Mitschang, § 30 BauGB Rn. 7. 
136 Schneider 2021. 
137 Statistisches Bundesamt et al. 2021. 
138 Dies und das Folgende Destatis 2022. 
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Kaufwert für ein Baugrundstück liegt damit in Deutschland der-
zeit durchschnittlich bei 203,80€/m². Hinzu kommt, dass verfüg-
bare Grundstücksflächen nicht auf die Größe von Tiny Houses, 
sondern auf Einfamilienhäuser abgestimmt und somit für das 
Aufstellen eines Tiny Houses zu teuer sind.139  

Doch Baugrundstücke werden nicht nur teurer, sondern es 
wird für Bauwillige auch immer schwerer überhaupt Bauplätze zu 
finden.140 Sowohl das bestehende deutsche Baurecht als auch die 
bisherige Wohnungsbaupolitik erschweren die Realisierung von 
alternativen Wohnprojekten wie Tiny Houses.  

Eine Lösung könnte es sein, Gebiete auszuweisen, in denen 
das Aufstellen von Tiny Houses kostengünstiger ist und weniger 
Regularien unterliegt. Es wäre daher sinnvoll, eigene Tiny House 
Wohnsiedlungen durch die Gemeinden zu schaffen, in denen ex-
plizit das Aufstellen von Tiny Houses vorgesehen ist. Dadurch 
könnte auch dem Gedanken Rechnung getragen werden, dass 
Tiny House Interessierte gerne mit Gleichgesinnten zusammen 
und nicht zwischen herkömmlichen Einfamilienhäusern leben 
und wohnen möchten.  

Vereinzelt haben einige Städte in Deutschland bereits erkannt, 
dass Tiny Houses eine geeignete architektonische Lösung darstel-
len, um Wohnraum zu reduzieren und möglichst effizient zu ge-
stalten und dabei gleichzeitig den Besitz von Wohneigentum zu 
realisieren. In einigen Städten entstehen daher bereits erste Pilot-
projekte mit dem Ziel, Bebauungspläne aufzustellen, um die recht-
lichen Rahmenbedingungen für die Realisierung eines Quartiers 
für kleine Wohnformen zu schaffen. 

In der Stadt Celle entstehen bspw. derzeit auf einer 11.000 m2 

großen Fläche 18 Baugrundstücken mit je 250-315 m2. Die 
Grundstücke sollen zu einem Preis von ca. 175 €/m2 veräußert 
werden, sodass die Grundstückspreise zwischen 43.000 und 
56.000 € liegen. Ähnliche Projekte entstehen derzeit außerdem in 

 
139 Brecht 2021. 
140 Statistisches Bundesamt et al. 2021. 



  

23 
 

Schwerin im Stadtteil Warnitz, in Dortmund-Sölde und in Schorn-
dorf in Baden-Württemberg. In den geplanten Siedlungen ist das 
Aufstellen eines Tiny Houses mit deutlich weniger Vorgaben ver-
bunden als im Geltungsbereich von herkömmlichen Bebauungs-
plänen. 

Diese Beispiele zeigen, dass das Aufstellen von Tiny Houses 
durch angepasste Bebauungspläne deutlich vereinfacht werden 
kann, da klar ersichtlich ist, welche Wohnformen in dem jeweili-
gen Gebiet zulässig sind. Die große Nachfrage nach den ausge-
wiesenen Grundstücken der beschriebenen kommunalen Projekte 
macht außerdem deutlich, wie groß das Interesse an alternativen 
Wohnformen wie Tiny Houses auch in Deutschland ist und ver-
deutlicht, dass eine Auseinandersetzung mit alternativen Wohn-
möglichkeiten wichtig ist. 

6. Fazit 
Die Tiny House Bewegung beschäftigt sich mit existenziellen Fra-
gen in unserer Gesellschaft: Wie findet man in der heutigen Zeit 
noch bezahlbaren Wohnraum? Wie können wir unseren eigenen 
CO2-Fußabdruck verkleinern? Tiny Houses sind eine kostengüns-
tige, flexible und mobile Lösung für Probleme unserer heutigen 
Gesellschaft. Sie ermöglichen den Traum vom Eigenheim, der zu 
den individuellen finanziellen Möglichkeiten passt. Außerdem 
sind Tiny Houses fast schon zum Sinnbild für einen nachhaltigen 
Lebensstil geworden.  

Warum also nicht wohnen wie Peter Lustig? Aktuell besteht 
die größte Herausforderung noch in der Suche nach einem pas-
senden Baugrundstück für ein Tiny House. Vor dem Hintergrund 
von Rechtsklarheit und Rechtssicherheit wäre es sinnvoll, einheit-
liche Regelungen zu schaffen. Eine Anpassung des deutschen 
Baurechts wäre wichtig, um eine praxisgerechte Abgrenzung zu 
anderen Wohnformen und damit eine einheitliche Betrachtung zu 
ermöglichen. Um nicht nur eine rechtssichere Einordnung von 
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Tiny Houses vorzunehmen, sondern um Tiny Houses aktiv zu 
fördern, wären zudem verschiedene Vereinfachungen für kleine 
Häuser vor allem im Bauplanungsrecht notwendig. Neben einer 
gesetzgeberischen Entscheidung sind vor allem einzelne Kommu-
nen und politische Entscheidungsträger gefragt, die neben der An-
passung von Bebauungsplänen unter anderem Potentialanalysen 
der unbebauten Grundstücke durchführen könnten, um Grund-
stücke zu finden, die sich für herkömmliche Bebauung nicht eig-
nen und somit für Tiny House Bebauung zur Verfügung gestellt 
werden können.  

Die Zukunft wird zeigen, wie sich der Tiny House Trend po-
litisch und rechtlich weiter entwickeln wird. Es bleibt abzuwarten, 
ob Tiny Houses ein Aussteigerphänomen nach dem Vorbild von 
Peter Lustig bleiben, oder ob in Zukunft deutlich mehr Peter Lus-
tig Bauwagen in Deutschland vorzufinden sein werden. 
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Assessment-Center als multimodale 
Auswahlmethode. Ein geeignetes 
Verfahren zur Personalauswahl? 
Herausforderungen und 
Optimierungspotentiale am Beispiel der 
Stadt Frankfurt am Main 

Pawel Kolesnik1 
 

Einleitung  
„Ich führe lieber Vorstellungsgespräche mit 50 Personen und stelle 
niemanden ein, anstatt die falsche Person einzustellen.“2  

 
So lautet das Motto des Gründers des Onlineversandhandels 
Amazon, Jeff Bezos. Dieser Satz beschreibt genau, welchen gro-
ßen Stellenwert eine erfolgreiche Personalauswahl hat. Dabei ist 
stets das Ziel, den am besten geeigneten Kandidaten für eine aus-
geschriebene Stelle zu finden. Im öffentlichen Dienst geht es je-
doch nicht nur darum, einen geeigneten Bewerber zu finden, son-
dern auch um die Vergabe eines öffentlichen Amtes, was den Aus-
wahlprozess viel komplexer macht.3 So führt eine Fehlbesetzung 
aufgrund eines qualitativ minderwertigen Auswahlverfahrens zu 

 
1 Kontakt: Pawel Kolesnik, E-Mail: pawel.kolesnik@stadt-frankfurt.de 
2 Wilke 2021. 
3 Kuner 2019.  
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hohen Kosten bei der Wiederbesetzung sowie der Einarbeitung 
eines neu eingestellten Mitarbeiters.4 Diese Kosten sollen mithilfe 
von geeigneten Auswahlinstrumenten vermieden werden.  

Allerdings beleuchtet jedes dieser Instrumente nur bestimmte 
Facetten des Bewerbers und ist somit allein für sich nicht optimal. 
Eine Kombination aus den verschiedensten Instrumenten der 
Personalauswahl stellt hierbei das Assessment-Center (AC) dar.5 
Um das AC hat sich zum Teil der Mythos gebildet, dass es sich 
bei dessen Anwendung um zwingend einzuhaltende festgelegte 
Abläufe handelt, die nur Eingeweihte beherrschen.6 Kein anderes 
Auswahlinstrument wurde in der Vergangenheit so intensiv dis-
kutiert. Befürworter halten das AC für das beste Instrument, wel-
ches weitestgehend objektive Personalentscheidungen liefert. Die 
Gegner hingegen sehen im AC einen viel zu hohen Aufwand.7 Mit 
der immer weiter voranschreitenden Digitalisierung wachsen auch 
die Anforderungen an die Personalauswahl. Der zunehmende 
Kostendruck führt viele Unternehmen zur Realisierung von onli-
negestützten AC.8 Einige Unternehmen setzen bei der Personal-
auswahl auf künstliche Intelligenz, die den Auswahlprozess noch 
effizienter machen soll. Neben den vielen Vorteilen bestehen bei 
der Anwendung von Online-AC jedoch auch Risiken, die mitein-
kalkuliert werden müssen.  

Mithilfe von Experteninterviews wurde untersucht, welche 
methodischen Aspekte bei der Durchführung des AC im Ver-
gleich mit anderen Stadtverwaltungen zu beachten sind, welche 
Herausforderungen und Fehlerquellen dabei auftreten sowie wel-
che Lösungsansätze herangezogen werden können. Es konnten 

 
4 Obermann 2018. 
5 Krings 2017. 
6 Schuhmacher 2014. 
7 ebd. 
8 Paschen 2020. 
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zudem Erkenntnisse zu der Nutzung von onlinegestützten Vari-
anten des ACs anderer Stadtverwaltungen gewonnen werden, die 
in die Auswahlpraxis der Stadt Frankfurt etabliert werden können. 

2. Theoretische Ausführungen zum Hintergrund 
von Assessment-Centern 

2.1 Begriffsdefinition Eignungsdiagnostik 

Mithilfe der Eignungsdiagnostik kann die Passung eines Bewer-
bers für eine bestimmte Tätigkeit überprüft werden. Dabei spielen 
seine Kompetenzen eine wichtige Rolle, denn je höher sie sind, 
desto wahrscheinlicher ist auch die Eignung für eine Stelle und der 
damit verbundenen Anforderungen. Somit wird bei der Eignungs-
diagnostik die Kompatibilität zwischen der gewünschten berufli-
chen Tätigkeit und den Voraussetzungen des Bewerbers unter-
sucht.9 Die berufsbezogene Eignungsdiagnostik unterteilt die 
Testverfahren in biografie-, eigenschafts- und simulationsorien-
tierte Instrumente.10 Die Unterteilung in die drei Verfahrensarten 
wird auch als trimodaler bzw. multimodaler Ansatz der Eignungs-
diagnostik bezeichnet.11 Eine Kombination aus allen drei Ansät-
zen (s. Abb.1) findet sich im AC wieder.12  

 
 
 
 
 
 
 

 
9 Kauffeld 2014. 
10 ebd.  
11 Schuler/Höft 2007. 
12 Treier 2019. 
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Abbildung 1: Multimodaler Ansatz der Eignungsdiagnostik 
 
Die biografieorientierten Verfahren versuchen Informationen 

über die vergangene Leistung herauszufinden. Diese dienen dazu, 
Rückschlüsse auf die zukünftige Leistung zu erhalten.13 Meistens 
werden die Informationen anhand des beruflichen Lebenslaufs ei-
nes Bewerbers entnommen. Laut Kauffeld gehören zu dieser Ver-
fahrensart auch biografische Fragebogen, das biografische Inter-
view und die Analyse von Bewerbungsunterlagen.14 Eigenschafts-
orientierte Verfahren versuchen das Potenzial der Bewerber zu 
analysieren.15 Zu den Verfahren zählen psychologische Tests wie 
etwa Intelligenz-, Persönlichkeits- und Integritätstests. 16 Ziel der 
Integritätstests ist die Vorhersage von kontraproduktivem oder 
betriebsschädigendem Verhalten wie z. B. Alkohol-, Drogenkon-
sum oder Diebstahl.17  

Simulationsorientierte Verfahren überprüfen die Eignung ei-
nes Bewerbers anhand realitätsnaher Übungen. Dabei sollen die 

 
13 Vahrenhorst 2010. 
14 Kauffeld 2014. 
15 Nerdinger et al. 2019. 
16 Kauffeld 2014. 
17 Vahrenhorst 2010. 
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Verhaltensanforderungen denen der zukünftigen beruflichen Tä-
tigkeit möglichst ähneln. Als Beispiele lassen sich hier Arbeitspro-
ben, Praktika und die Probezeit nennen.18 Weitere simulationsty-
pische Übungen bestehen aus Präsentationsaufgaben, Gruppen-
diskussionen sowie Postkorbaufgaben.19  

2.2 Das Assessment-Center-Verfahren und seine 
Durchführung 

Obermann definiert das AC als eine Methode zur Personalaus-
wahl, Personalentwicklung und Potenzialbeurteilung. Dabei han-
delt es sich beim AC um eine Kombination aus verschiedenen 
Verfahrensarten unter Einsatz von mehreren Beobachtern, die 
eine Einschätzung des Bewerbers vornehmen. Die englische Be-
zeichnung „Assessment" steht für Beurteilung.20 Das AC wird 
meist von bis zu maximal zwölf Teilnehmern durchlaufen. Dem-
gegenüber stehen in der Regel drei bis sechs Beobachter (Asses-
soren).21 Die Dauer eines ACs beträgt aus Kostengründen heut-
zutage meist nur einen Tag, während früher auch mehrere Tage 
üblich waren.22 

Die Merkmale des ACs sind u. a. gekennzeichnet durch eine 
große Methodenvielfalt, die mehrere Verfahren miteinander ver-
eint, um möglichst viele Informationen über den Bewerber zu er-
halten. Außerdem ist das AC durch das Prinzip der Mehrfachbe-
urteilung gekennzeichnet, wobei jeder Teilnehmer innerhalb des 
ACs mindestens einmal von jedem Beobachter beobachtet und 
beurteilt wird. Des Weiteren ist das AC in erster Linie ein verhal-
tensorientiertes Instrument, indem die Übungen so konzipiert 

 
18 Kauffeld 2014. 
19 von Au 2017. 
20 Obermann 2018. 
21 Nicolai 2019; Schäfer 2012.  
22 Nicolai 2019. 
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sind, dass vor allem Verhaltensweisen der Bewerber ermittelt wer-
den können.23 Dabei soll nur das Verhalten beobachtet werden, 
welches auch tatsächlich beobachtbar ist. Dazu werden die Ver-
haltensanforderungen in beobachtbare Kriterien übersetzt, an-
hand derer die Beurteilung des Teilnehmers erfolgt.24 

Nach Abschluss des ACs wird in einer Beobachterkonferenz 
das Ergebnis der Beobachtungen ermittelt und der bestgeeignete 
Bewerber ausgewählt.25 Am Ende des Verfahrens hat jeder AC-
Teilnehmer das Recht auf ein individuelles Feedback, welches 
dazu dient, die Ergebnisse nachvollziehen zu können und sich zu 
verbessern.26  

2.3 Historischer Überblick 

Die lange Geschichte des ACs reicht zurück bis in die Antike. 
1677 entwickelte Pepys das erste AC-Verfahren zur Auswahl von 
Offizieren in England.27 Die Ursprünge der heutigen AC finden 
sich in der Zeit der Weimarer Republik Mitte der 20er-Jahre. Rief-
fert und Simoneit entwickelten im Auftrag des Reichswehrminis-
teriums ein Verfahren zur Offiziersauswahl der Reichswehr. Das 
Verfahren beinhaltete Methoden, die auch heutigen AC sehr äh-
neln. Dazu zählten eine Lebenslaufanalyse, Ausdrucksanalyse, 
Geistesanalyse in Form einer Intelligenzprüfung, Handlungsana-
lyse und eine Führerprobe, in der Aufgaben mit unterstellten Sol-
daten zu lösen waren. Das Konzept wurde jedoch im Jahr 1942 
wieder abgeschafft. Eine Theorie besagt, dass durch die Auswahl-
praxis die Söhne vieler hochrangiger nationalsozialistischer Offi-
ziere als untauglich für die Offizierslaufbahn attestiert wurden, so 
auch der Neffe des Luftwaffenführers Hermann Göring, der le-
diglich bedingt geeignet gewesen sein soll. Nach 1942 wurde die 

 
23 Schuhmacher 2014. 
24 Nicolai 2019. 
25 Schäfer 2010. 
26 Vahrenhorst 2010. 
27 Heitmeyer/Thorn 1985. 
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von Rieffert entwickelte Auswahlpraxis nur noch bei der Marine 
eingesetzt.  

Auf der anderen Seite des Atlantiks kam das AC bei der Rek-
rutierung von Geheimdienstagenten zur erstmaligen Anwendung 
in den USA. Der Psychologe Henry Murray war der Erste, der die 
Bezeichnung „Assessment-Center“ einführte und arbeitete nach 
seiner Tätigkeit in Harvard beim Office of Strategic Services 
(OSS), dem Vorläufer der CIA.28  

Der Weg zum industriellen Einsatz des ACs führte über eine 
Langzeitstudie des Unternehmens AT&T in den 1950er-Jahren. 
Dough Bray entwickelte im Auftrag des Unternehmens ein AC, 
welches 18 Aufgaben beinhaltete. Das Ergebnis der sechsjährigen 
Studie konnte eine hohe Übereinstimmung zwischen den Progno-
sen zur Führungseignung und den tatsächlich gemachten Berufs-
karrieren der Teilnehmer des ACs nachweisen.29 

In Deutschland führte die Bundeswehr erst 1957 das AC für 
die Auswahl von Offiziersanwärtern wieder ein. Anfang der 70er-
Jahre folgte im Bereich der Unternehmen ein „AC-Boom“. Das 
Verfahren wurde erstmals von der deutschen Firma IBM zur Per-
sonalauswahl eingesetzt und konnte durch Publikationen und öf-
fentliche Seminare zur noch größeren Verbreitung gelangen.30  

2.4 Übungstypen und Fehlerquellen des Assessment-
Centers 

Das AC setzt sich aus unterschiedlichen Übungen zusammen, die 
auf die jeweilige Stelle zugeschnitten sind. Da jede Stelle verschie-
dene Anforderungen aufweist, ist auch jedes AC unterschiedlich.31 
Nur eine Mischung aus verschiedenen Übungstypen kann gewähr-

 
28 Obermann 2018 
29 Obermann 2018 
30 ebd.  
31 Schäfer 2010 
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leisten, alle relevanten Kompetenzen des Teilnehmers zu simulie-
ren und sichtbar zu machen. Die folgenden Übungstypen stellen 
typische Bestandteile des ACs dar:32   

• Postkorbübungen 
• Rollenspiele 
• Gruppendiskussionen 
• Präsentationen  
• Fallstudien 
• Einzelinterviews  
• Psychologische Testverfahren  
 
Kein Mensch ist frei von Beobachtungs- und Bewertungsfeh-

lern. Deshalb ist es von besonderer Wichtigkeit, diese zu akzep-
tieren und sich bewusst zu machen, wie sie zustande kommen, um 
sie vermeiden zu können.  Bei den wichtigsten Beobachtungs- und 
Beurteilungsfehler handelt es sich um bekannte psychologische 
Effekte, wie den Halo-Effekt (Positives Merkmal überlagert alle 
negativen Merkmale), den Primary Effekt (Effekt des ersten Ein-
drucks), Ähnlichkeitseffekte, Maßstabseffekte (Härte- und Mil-
deeffekt) sowie die Beeinflussung durch Vorinformationen.33 

2.5 Zunehmende Digitalisierung des Assessment-Centers 

Bereits seit mehreren Jahren verhilft die Digitalisierung zur Ver-
einfachung von Personalauswahlverfahren. So wird beispielsweise 
bei der Stadtverwaltung Frankfurt am Main seit 2011 die Software 
„rexx“ zur Nachwuchsauswahl eingesetzt. Eine neue Version der 
Software ermöglichte ab dem Jahr 2019, alle Stellenbesetzungsver-
fahren der Stadt Frankfurt am Main digital zu betreiben.  

Es gibt eine Vielzahl an Optionen, das AC zu digitalisieren. So 
können z. B. computergestützte Tests oder Fragebogen genutzt 

 
32 Krings 2017  
33 Schuhmacher 2014. 
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werden. Außerdem besteht die Möglichkeit, Übungen wie Fallstu-
dien oder Postkorbübungen ebenfalls in digitalisierter Form 
durchzuführen. Eine andere Variante, die sog. „Gamification“, 
verpackt Online-Tests in eine spielerische virtuelle Simulation mit 
Gewinnmöglichkeiten und Wettbewerbscharakter.34  In der digi-
talisierten Durchführung von Auswahlverfahren können auch 
asynchrone Formate eingesetzt werden, die eine zeitversetzte Be-
urteilung ermöglichen. So erhält der Teilnehmer die Fragen online 
und beantwortet diese als Videoaufnahme, wobei die Auswertung 
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt.35  

Es gibt verschiedene Systeme, wie z. B. das „CASA-Testsys-
tem“ (Computer Aided Single Assessment), die es ermöglichen, 
Online-Assessments in die Auswahlpraxis zu integrieren. Das Sys-
tem erfasst u. a. Leistungsmerkmale mithilfe strategischer Simula-
tionen sowie Postkorbübungen. Daneben lassen sich auch Per-
sönlichkeitsmerkmale wie z. B. Arbeits- und Führungsstil erfas-
sen. Nachdem die Teilnehmer das Online-Verfahren absolviert 
haben, folgt ein strukturiertes Interview in Präsenz. Das Ziel des 
Interviews besteht darin, die Testresultate aus dem Online-Asses-
sment zu verifizieren. Außerdem werden weitere Erkenntnisse aus 
den Fachfragen und Rollenspielen gewonnen, um ein ganzheitli-
ches Bild der Bewerber zu erhalten. Das Online-Testverfahren 
dient dabei als das Eingangsverfahren des ACs und damit als Rich-
tungsweiser.36  

Einen Schritt weiter gehen virtuelle AC, auch „Remote Asses-
sment-Center" genannt. Durch die Corona-Krise und den zuneh-
menden Kostendruck wurde die Nachfrage nach virtuellen AC 
immer größer.37 Sie basieren auf einer vollständigen Übernahme 

 
34 ebd. 
35 Schuhmacher 2014. 
36 Von Au 2017. 
37 Paschen 2020. 
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der klassischen Übungsbestandteile eines ACs in Form einer On-
line-Simulation.38  

Ein weiterer Trend in der digitalen Personalauswahl lässt sich 
beim Einsatz von künstlicher Intelligenz beobachten, deren Nut-
zung u. a. durch die Software „Precire“ ermöglicht wird. Die 
künstliche Intelligenz kann in Interviews die Persönlichkeit eines 
Bewerbers aus über einer Million Eigenschaften wie bspw. 
Sprachrhythmus, Akzent, Intonation, Pausen und Wortwahl ana-
lysieren. Laut der Thalanx-Gruppe, die KI gesteuerte Interviews 
einsetzt, kann eine Kosteneinsparung von bis zu 70 Prozent erzielt 
werden.39  

3. Ergebnisse 
Um einen umfangreichen Erkenntnisgewinn zu den Fragestellun-
gen zu ermöglichen, wurden gezielt bundeslandübergreifend Ex-
perteninterviews mit den Stadtverwaltungen Köln, München und 
Hamburg durchgeführt. Zudem erfolgte ein Interview mit einer 
Expertin aus der Stadtverwaltung Frankfurt am Main sowie einer 
externen Expertin aus der Privatwirtschaft. Alle Expertinnen sind 
seit mehreren Jahren im Bereich der Personalauswahl und -ent-
wicklung tätig und weisen einen hohen Erfahrungs- und Wissens-
stand zu der AC-Thematik auf. 
 

 
38 Kathpalia 2021.  
39 Baier 2018. 
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3.1 Methodische Aspekte des Assessment-Centers im 
Städtevergleich 

Übungsbestandteile des ACs im Städtevergleich 
Die Stadt Frankfurt am Main gestaltet AC-Verfahren sehr indivi-
duell. Die Übungsinhalte sind meist vom jeweiligen Amt abhän-
gig, wobei häufig Postkorbübungen eingesetzt werden.40 Die Be-
wertung der Übungsbestandteile erfolgt nur zum Teil nach vorge-
gebenen Kriterien, wie z. B. anhand von verhaltensverankerten 
Beurteilungsskalen. Meist einigen sich die Beobachter im Vorfeld 
darauf, was in der jeweiligen Übung beobachtet werden soll.41 

Die Stadt Hamburg setzt in der Konzeption von geeigneten 
AC-Übungen auf verschiedene Übungsbestandteile. Als beson-
ders wichtig werden Fallstudien, Rollenspiele und Interviews er-
achtet. In einigen Verfahren werden die Interviews vorgeschaltet 
und dienen zur Selektion der Bewerber vor dem eigentlichen AC-
Verfahren. 

Eine ähnliche Vorgehensweise findet in der Stadt Köln An-
wendung. Es werden ebenso Rollenspiele in Form von Konflikt-
gesprächen sowie Präsentationen und Interviews durchgeführt. 
Es wird als besonders wichtig erachtet, die Person im Auswahl-
verfahren auf die zukünftige Rolle ernsthaft zu prüfen, wie es in 
folgendem Zitat deutlich wird:  

„Eine gute Führungskraft wird erst dann sichtbar, wenn es zu Heraus-
forderungen, Problemlagen oder kritischen Situationen kommt […] deswegen 
sollte man im AC eben auch kritische Situationen einbauen.“42 

Generell rät die Expertin aus dem Privatsektor zu einem guten 
Methodenmix. Besonders wichtig seien dabei Rollenspiele oder 
Präsentationsübungen. Gleichzeitig kritisiert sie den öffentlichen 
Dienst, nur wenig simulationsorientierte Elemente einzusetzen.  

 
40 Vgl. Interview E1-Frankfurt am Main, Abschnitt 14, 16. 
41 Vgl. Interview E1-Frankfurt am Main, Abschnitt 6. 
42 Interview E2-Privatwirtschaft, Abschnitt 24. 
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Externe Beobachter 
Nicht selten erfolgt eine professionelle Durchführung des ACs 
durch verschiedene Beratungsunternehmen, die auf die Anwen-
dung des ACs spezialisiert sind. So nutzt z. B. die Stadt Frankfurt 
am Main in vielen Fällen Unternehmen und einzelne externe Be-
rater zur Konzipierung und Begleitung von AC-Verfahren, was 
auf der einen Seite mit einer Qualitätssteigerung verbunden ist, 
gleichzeitig aber auch einen hohen Kostenaufwand darstellt. 

Eine professionelle externe Begleitung der AC-Verfahren er-
folgt ebenso bei der Stadt Köln. Neben der Konzipierung und 
Durchführung von AC fungieren die externen Unternehmen als 
Beobachter und Moderatoren. Die externen Beobachter bewerten 
die Kandidaten und tragen mit ihrer Erfahrung zur größeren Ob-
jektivität und somit zur besseren Vergleichbarkeit bei. Im Unter-
schied zu der Stadt Köln haben jedoch externe Berater bei der 
Stadt Frankfurt am Main kein Stimmrecht und können somit kei-
nen Punktwert vergeben. 

Fehlerquellen des Assessment-Centers 
Die Stadt Köln nennt die Subjektivität der Beobachter als eine der 
Fehlerquellen beim Einsatz des ACs. So wird in vielen Fällen ent-
weder zu streng oder zu mild bewertet. Trotz Schulungen finden 
sich immer wieder Beobachter, die sehr subjektiv agieren, was das 
Endergebnis beeinflussen kann. 

Die Expertin aus der Privatwirtschaft weist ebenso auf die Ge-
fahr der Beobachtungsfehler hin und nennt dazu den „Halo-Ef-
fekt“, der dazu führt, dass eine positive Eigenschaft alle anderen 
Eigenschaften „überstrahlt“, wodurch der Bewerber im weiteren 
Verlauf besser bewertet wird. Um diese Fehler zu erkennen, be-
darf es laut der Expertin umfangreiche Schulungen. 

Eine weitere bedeutsame Fehlerquelle stellen Vorinformatio-
nen dar, wenn sie den Beobachtern zur Verfügung gestellt werden. 
Die Stadt Frankfurt am Main kennt das Problem. Eine Lösung 
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gestaltet sich aus Sicht der Stadt jedoch schwer, da die Verfahrens-
verantwortlichen nie ohne Vorinformationen über die Bewerber 
in ein Verfahren gehen. So kann es zu einer positiven oder nega-
tiven Meinungsbildung bei bereits bekannten Teilnehmern kom-
men. Insbesondere in Bezug auf interne Bewerber, die der Kom-
mission persönlich bekannt sind, erscheint eine Lösung des Prob-
lems schwer umsetzbar. 

Ebenso gibt die Stadt Hamburg zu, Vorinformationen über 
die Bewerber zu erhalten, was eine Beeinflussung der Beobachter 
darstellen kann. Allerdings ist sie der Überzeugung, dass Vorin-
formationen die Entscheidungsfindung auch unterstützen kön-
nen, wenn sie Bestandteil des Verfahrens sind. 

Optimierungspotentiale 
Anhand der Experteninterviews konnten auch Optimierungspo-
tenziale des ACs aufgezeigt werden. So kritisiert die Expertin aus 
der Privatwirtschaft Gruppenübungen, in denen die Teilnehmer 
aufeinander losgelassen werden. Oft handele es sich dabei um 
Pro- und Kontra-Diskussionen zu Themenbereichen, die nichts 
mit der eigentlichen Tätigkeit zu tun hätten. Hierzu weist die Stadt 
Frankfurt am Main darauf hin, dass nur eine Vergleichbarkeit ga-
rantiert werden könne, wenn Beobachter die Gruppenübungen 
leiten. 

Hinsichtlich der Vermeidung von Beobachtungsfehlern setzt 
die Stadt Köln auf mehrere Beobachter in der Regel zwischen drei 
und vier, um eine größtmögliche Objektivität zu schaffen. 

Ein anderes Konzept wird von der Stadt Hamburg praktiziert. 
Zur Minimierung von Beobachtungsfehlern werden bei mehrtägi-
gen AC die Gremien gewechselt. Durch die wechselnde Beset-
zung der Beobachter können voneinander unabhängige Bewer-
tungen erfolgen. 

Die Stadt München bot zur Vermeidung von Beobachtungs-
fehlern in der Vergangenheit umfangreiche Schulungen an. Zu-
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sätzlich zu den Schulungen wurden Psychologen in das AC-Ver-
fahren miteinbezogen. Auch die externe Expertin bestätigt, dass 
in der Wissenschaft erwiesen sei, dass der Einsatz von erfahrenen 
Psychologen die Beurteilungsqualität von Beobachtungen erhöht. 

3.2 Chancen und Risiken von Online-Assessment-Centern 

Die Stadt Frankfurt am Main sieht die Nutzung eines Online-Ver-
fahrens in erster Linie zur Vorselektion der Bewerber. Einzelne 
Übungselemente sollten weiterhin in Präsenz durchgeführt wer-
den. Online-AC hält die Expertin aus der Privatwirtschaft für kri-
tisch. Allerdings erscheint ihr der Einsatz von Online-Verfahren 
bei großen Bewerbermassen von Vorteil zu sein, zumal auch Res-
sourcen gespart werden könnten.43 Dem schließt sich auch die 
Stadt Köln an. Sie verweist auf den kosten- und ressourcenspa-
renden Effekt von Online-Verfahren. Allerdings sieht sie ebenso 
das Online-AC mit gemischten Gefühlen. 

Anders bewertet den Sachverhalt die Stadt Hamburg, die neue 
Wege geht, indem sie das AC-Verfahren eins-zu-eins mithilfe des 
Kommunikationstools „Skype“ zu einem virtuellen AC umgesetzt 
hat.  Die klassischen AC-Übungen werden während der Video-
konferenz von den Teilnehmern von zu Hause aus durchgeführt. 
So können bspw. Rollenspiele, Präsentationen und Interviews 
problemlos durchgeführt werden. 

Eine Gefahr für den Auswahlprozess sieht die Expertin aus 
der Privatwirtschaft in der Manipulierbarkeit von onlinegestützten 
Verfahren. Neben den eingeschränkten Verhaltensbeobachtun-
gen kritisiert sie die an manchen Stellen mangelnde technische 
Ausstattung der Stadtverwaltung Frankfurt am Main. Entgegen 
der Standpunkte der externen Expertin und Köln argumentiert die 
Stadt Hamburg mit nur selten auftretenden technischen Störun-
gen. Wichtig sei, wie man mit technischen Problemen umgehe. So 

 
43 Vgl. Interview E2-Privatwirtschaft, Abschnitt 43. 
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wird im Vorfeld klar vereinbart, dass bei technischen Problemen 
ein Ersatztermin festgelegt wird. 

Die Expertin aus der Privatwirtschaft sieht die Zukunft des 
ACs in der zunehmenden Digitalisierung der Auswahlverfahren. 
Dies könnte bis hin zu virtuellen Simulationsübungen führen, die 
mithilfe von VR-Brillen durchgeführt und aufgezeichnet werden. 
Dies würde sehr realitätsnahe Simulationsübungen ermöglichen, 
um zu beobachten, wie sich ein Teilnehmer in einer bestimmten 
Situation verhalten würde. So könnte man z. B. bei der Stadt 
Frankfurt am Main einen Tätigkeitsbereich virtuell abbilden. Ähn-
liche Vorstellungen zu der Zukunft des ACs hat die Stadt Ham-
burg und sieht eine stärkere Digitalisierung in der Beobachtung 
und Auswertung mithilfe von computergestützten Instrumenten. 

4. Diskussion 
Im folgenden Abschnitt werden die methodischen Herausforde-
rungen des ACs in Bezug auf die Stadt Frankfurt am Main näher 
betrachtet. Im Anschluss an die einzelnen Problematiken wird je-
weils eine Handlungsempfehlung gegeben.  

4.1 Simulationsorientierte Übungselemente 

Die Kernidee eines ACs ist die Methodenvielfalt, also die Kombi-
nation der drei Verfahrenskategorien bestehend aus Verhaltenssi-
mulationen, psychologischen Tests sowie Interviews. Obermann 
ist der Überzeugung, dass der Berufserfolg nur mit einer Kombi-
nation der drei Verfahrenskategorien vorhersagbar sei. Diesem 
Standpunkt schließen sich auch die Qualitätsstandards des Ar-
beitskreis-Assessment-Centers (AK-AC) an und fordern ebenso 
die Umsetzung der Methodenvielfalt durch mindestens drei Ver-
fahrenselemente.44  

 
44 Obermann 2018. 
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Allerdings wurde im Interview mit der Stadt Frankfurt am 
Main sichtbar, dass simulationsorientierte Übungselemente keine 
Regel sind, sondern sehr individuell eingesetzt werden. Die unre-
gelmäßige Anwendung von verhaltensorientierten Elementen bei 
der Stadt Frankfurt am Main kritisierte die Expertin aus dem pri-
vaten Wirtschaftsbereich. Sie forderte, im Interview mindestens 
ein kleines Rollenspiel oder eine Präsentationsübung einzubauen, 
wenn es darum ginge, geeignete Führungskräfte auszuwählen. 
Denn gerade im Umgang mit kritischen Situationen würden Füh-
rungskompetenzen erst sichtbar. 

Laut Obermann können Gruppendiskussionen Auskunft über 
die Durchsetzungsfähigkeit der Teilnehmer geben. Allerdings liegt 
ein Problem bei der geringen Standardisierung des Übungsele-
ments. Anhand der geringen Objektivität von Gruppendiskussio-
nen rät Obermann dazu, ganz auf Gruppenübungen zu verzich-
ten.45 Dieser Erkenntnis folgte auch die Stadt Hamburg. Stattdes-
sen nutzt die Stadt Hamburg vielmehr Simulationsübungen in 
Form von Rollenspielen, Präsentationen und Fallstudien. 

Handlungsempfehlungen  
Qualitätsstandards und führende Forscher sehen simulationsori-
entierte Elemente als elementare Bestandteile eines ACs, da sie 
u. a. Hinweise auf den Umgang mit Konflikten sowie Aussagen 
über mögliche Reaktionen in arbeitsähnlichen Situationen bieten. 
Insbesondere Präsentationen, Rollenspiele oder Fallstudien stel-
len bewährte simulationsorientierte Übungselemente dar, die in 
Städten wie Hamburg oder Köln regelmäßig Anwendung finden. 
Bei Rollenspielen müssen einige methodische Aspekte beachtet 
werden, wie z. B. der Einsatz von trainierten Rollenspielern, der 
die Vergleichbarkeit der Teilnehmer sicherstellt. Gruppenübun-
gen hingegen eignen sich aufgrund der aufgezeigten Risiken nicht 
unbedingt als ein objektives Übungsinstrument.  

 
45 ebd. 
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Insgesamt gesehen führt der regelmäßige Einsatz von verhal-
tensorientierten Elementen zu einer besseren Einschätzung der 
Verhaltensmuster der Bewerber. Es bedarf einer regelmäßigen 
Anwendung von simulationsorientierten Elementen in der AC-
Auswahlpraxis der Stadt Frankfurt am Main, da sie einen sehr 
wichtigen Bestandteil in der Methodenvielfalt des ACs darstellen. 

4.2 Erfordernis von geeigneten Beurteilungsmethoden  

Neben den simulationsorientierten Elementen sollten auch die 
Beurteilungsmethoden kritisch hinterfragt werden. Bei der Stadt 
Frankfurt am Main erfolgt die Bewertung nur zum Teil nach vor-
gegebenen Kriterien, in der Regel bei Präsentationsaufgaben oder 
bei Interviews. Bei anderen Übungsbestandteilen wird meist auf 
differenzierte Beurteilungsskalen verzichtet. Obermann fordert, 
dass die Verhaltensbeobachtung zu strukturieren und zu standar-
disieren ist, um eine objektive Auswertung zu ermöglichen. Diese 
soll dazu führen, dass unabhängig von den jeweiligen Beobachtern 
gleiche Leistungen zu ebenso gleichen Bewertungen führen müs-
sen.46 Daher empfiehlt Obermann den Einsatz von Verhaltensan-
kern, die zur Festlegung von genauen Beobachtungskriterien der 
Verhaltenssimulationen dienen.47 So arbeitet bspw. die Stadt 
Hamburg aktiv mit verhaltensverankerten Beurteilungsskalen. Die 
Verwendung von Skalen führt zu einer Erhöhung der Auswer-
tungsobjektivität. Ebenso steigt die Reliabilität, wenn mehrere Be-
reiche einer Anforderungsdimension beurteilt werden. Durchge-
führte Studien in Bezug auf den Einsatz von strukturierten Beur-
teilungssystemen belegen, dass die Validität deutlich zunimmt, 
wenn spezifische Beurteilungssysteme Anwendung finden. Zu-

 
46 Obermann 2018. 
47 Obermann 2018. 
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dem minimieren Verhaltenschecklisten das Risiko von Beurtei-
lungsfehlern und Urteilstendenzen.48 Auch Kanning ist der An-
sicht, dass verhaltensverankerte Beurteilungsskalen Anwendung 
finden sollten, um subjektive Beurteilungen zu vermeiden.49 

Handlungsempfehlungen zu geeigneten Beurteilungsmethoden 
Die Ausarbeitung von differenzierten Beurteilungsmethoden 
stellt ohne Zweifel einen hohen Aufwand dar, der sich jedoch 
durch die höhere Qualität des Verfahrens rentiert. Die Stadt Ham-
burg zeigt, dass der Einsatz von verhaltensverankerten Skalen ein 
wesentlicher Bestandteil des ACs darstellt. Gleichzeitig sieht sie 
noch Optimierungspotenzial bei der Genauigkeit der Beurtei-
lungsskalen. Mit Blick auf die Stadt Frankfurt am Main kann fest-
gestellt werden, dass die Mainmetropole auf dem richtigen Weg 
ist, Übungen anhand von standardisierten Bewertungsmaßstäben 
zu bewerten. Allerdings sollte die Standardisierung flächenüber-
greifend, insbesondere bei verhaltensorientierten Übungselemen-
ten erfolgen, um eine größtmögliche Objektivität zu gewährleis-
ten. 

4.3 Hinzunahme externer Beratungsunternehmen  

Aufgrund der Komplexität und der Fehleranfälligkeit bei unsach-
gemäßer Durchführung des ACs arbeitet die Stadt Frankfurt am 
Main mit unterschiedlichen externen Beratungsunternehmen zu-
sammen, um eine Qualitätssteigerung des AC-Verfahrens zu er-
möglichen. Trotz der Moderation und Zusammenstellung der 
Übungen haben die externen Berater bei der Stadt Frankfurt am 
Main kein Stimmrecht und fungieren somit nicht als klassische 
Beobachter.  

Auch die Stadt Köln schätzt die Implementierung professio-
neller Beratungsunternehmen in die Auswahlpraxis. Im Gegensatz
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49 Kanning 2017. 
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zu der Stadt Frankfurt am Main haben die externen Berater jedoch 
ein Stimmrecht im Verfahren und agieren somit als externe Be-
obachter, was aus Sicht der Stadt Köln anhand der Professionalität 
und Erfahrung der Beobachter zu einer größeren Objektivität und 
somit zu einer neutraleren Vergleichbarkeit führt.  

Empirische Untersuchungen belegten, dass die Hinzunahme 
von erfahrenen Beobachtern eine Verbesserung der Genauigkeit 
und Validität der Beurteilungen darstellt.

1 So macht Kanning deutlich, dass der Einsatz von Psycholo-
gen als Beobachter ein gutes AC von einem schlechten unterschei-
den kann.2 Auch Lievens zeigte in seinen Studien3, dass der Ein-
satz von geschulten Psychologen als Beobachter die Validität von 
AC-Verfahren nachweislich erhöht.4 Diesen Vorteil erkannte auch 
die Stadt München und führte bis zur Aussetzung des AC-Verfah-
rens AC in Begleitung von bis zu zwei Psychologen durch. Ex-
terne Beobachter können zudem die von der externen Expertin 
bemängelte laienhafte Durchführung des ACs durch eine profes-
sionelle Anwendung des ACs vermeiden. 

Handlungsempfehlungen 
Die Hinzunahme von externen Beratungsunternehmen bietet ei-
nen Mehrwert in Bezug auf die Professionalisierung des ACs, 
wodurch deren Qualität insgesamt gesteigert werden kann. Ande-
rerseits ist eine externe Beratung mit erheblichen Kosten verbun-
den. Diese Kosten können wie am Beispiel der Stadt Hamburg 
durch interne Beobachter vermieden werden. Andererseits bieten 
externe Beratungsunternehmen in Zeiten einer zunehmend durch 
„Laiendiagnostik“ betriebenen Anwendung des ACs Fachwissen 
und Erfahrung in Bezug auf die komplexe AC-Methodik. 

 
1 Obermann 2018. 
2 Kanning 2015. 
3 Lievens/Conway 2001; Lievens 2002.  
4 Kanning 2017. 
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Angesichts der vielen Fehlertendenzen, die bei der Durchfüh-
rung des ACs auftreten können, erscheint der Einkauf von exter-
nen Beratungsunternehmen als eine sinnvolle Möglichkeit, die 
Qualität des ACs aufrecht zu erhalten. In Bezug auf das Stimm-
recht der externen Berater bedarf es ein Umdenken seitens der 
Stadt Frankfurt, da die Vorteile des Einsatzes von stimmberech-
tigten externen Beratern deutlich überwiegen. Aufgrund ihrer ho-
hen Spezialisierung und ihres großen Erfahrungsschatzes tragen 
sie enorm zu einer größeren Objektivität bei. 

4.4 Auftreten von Beobachtungsfehlern und 
Gegenmaßnahmen 

Die Qualität eines ACs ist zu einem großen Teil abhängig von dem 
Einfluss der Beobachter.5 Trotz langjähriger Erfahrungen in der 
Personalauswahl können Beobachtern unbewusst Beobachtungs- 
und Beurteilungsfehler unterlaufen. Sowohl die Stadt Köln als 
auch die Stadt Hamburg sehen in der Subjektivität der Beobachter 
eine große Gefahr für die Qualität des AC-Verfahrens. Die ex-
terne Expertin verweist im Interview auf den sog. „Halo-Effekt“. 
In der Literatur ist diese Problematik ebenso bekannt. So zählt 
Vahrenhorst den „Halo-Effekt“ zu den wohl am häufigsten und 
am schwersten zu bekämpfenden Urteilsfehlern.6  

Um Beobachtungsfehler zu vermeiden, ist zunächst eine sys-
tematische Beobachtung wichtig.7  Eine entscheidende Rolle zur 
Vermeidung von Beobachtungsfehlern spielen Beobachtertrai-
nings. Obermann bezeichnet sie als unverzichtbar, vor allem wenn 
es um Verhaltenssimulationen gehe. Das Beobachtertraining zählt 
zudem zu den Qualitätsanforderungen des AK-AC.8 Ein Blick auf 
die Praxis zeigt, dass die Stadt München zur Vermeidung von Feh-
lerquellen umfangreiche Schulungen ihrer Beobachter durchführt. 

 
5 Obermann 2018. 
6 Vahrenhorst 2010. 
7 Eck et al. 2016. 
8 Obermann 2018. 
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Dies gilt ebenso für die Stadt Köln, die zwar eintägige Schulungen 
durchführt, die allerdings aus eigener Sicht nicht weit genug gin-
gen. Trotz der positiven Effekte von Beobachtertrainings finden 
bei der Stadt Frankfurt am Main keine regelmäßigen Schulungen 
statt, sondern lediglich Einweisungen der Beobachter durch die 
externe Beratung unmittelbar vor dem AC-Verfahren.  

Zahlreiche Untersuchungen belegten die überlegene Wirkung 
von Beobachtertrainings im Vergleich zu AC mit Beobachtern, die 
keine entsprechenden Trainings durchführten.9 Es ist daher auch 
bei erfahrenen Beobachtern sinnvoll, die Grundlagen der AC-Me-
thode in Schulungen zu wiederholen.10  

Handlungsempfehlungen  
Trotz größtmöglicher Erfahrung lassen sich Beobachtungsfehler 
nicht hundertprozentig vermeiden, da viele von ihnen unbewusst 
ablaufen. Aus diesem Grund nutzen die befragten Städte wie 
Köln, München oder Hamburg Beobachterschulungen als eine ef-
fektive Maßnahme zur Minimierung von Beobachtungsfehlern. 
Aufgrund der großen Zahl an Fehlerquellen reicht eine Einwei-
sung unmittelbar vor dem AC nicht aus. Es erfordert vielmehr ei-
ner differenzierten Auseinandersetzung mit den Ursachen der 
Fehler in Form von gezielten Beobachterübungen, um ein Ver-
ständnis für das Aufkommen von Urteilstendenzen zu entwickeln.  

Die Stadt Frankfurt am Main sollte daher die Einführung von 
regelmäßigen Beobachtertrainings veranlassen, die von externen 
Beratungsunternehmen durchgeführt werden. Vom Umfang her 
sollte eine derartige Schulung mindestens einen ganzen Tag in An-
spruch nehmen und auf alle Fehlertendenzen mit praktischen 
Übungen aufmerksam machen, um eine noch bessere Personal-
auswahl zu gewährleisten. 

 
9 Obermann 2018. 
10  Kanning 2017. 
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4.5 Vorinformationen als Fehlerquelle des Assessment-
Centers 

Ein weiterer Aspekt sind Vorinformationen im Rahmen des ACs. 
Fraglich ist, inwieweit Vorinformationen über die Bewerber die 
Urteilsbildung der Beobachter beeinflussen können. Aus dem In-
terview mit der Stadt Frankfurt am Main wurde ersichtlich, dass 
kein Kommissionsmitglied ohne Vorinformationen in ein Stellen-
besetzungsverfahren geht. So bestätigte die Stadt Frankfurt am 
Main, dass durch die im Vorfeld zugänglichen Informationen über 
die Bewerber eine entweder positive oder negative Meinungsbil-
dung der Beobachter generiert werden könne. Diese Gefahr be-
stehe insbesondere bei internen Bewerbern, die der Kommission 
z. B. aus vergangenen Einstellungsverfahren bekannt seien. Bei 
der Stadt Hamburg werden ebenso Vorinformationen an die Be-
obachter weitergegeben. Eine Beeinflussung kann dementspre-
chend nicht ausgeschlossen werden, was Hamburg auch offen zu-
gibt. Allerdings werden Vorinformationen begrüßt, wenn sie die 
Entscheidungsfindung unterstützen können.  

Die Studie von Kanning und Klinge belegt allerdings, dass Vo-
rinformationen negative Auswirkungen auf die Einschätzungen 
der Beobachter haben. Die Autoren bezeichnen den Effekt auch 
als den „negativity bias“. 11 Eine 1987 durchgeführte Studie von 
Witt untersuchte den Einfluss subjektiver Erfahrungen der Be-
obachter im AC und den Zeitpunkt, ab dem sich ein Beobachter 
innerlich eine feste Meinung über den Bewerber bildet. Die Studie 
zeigte, dass bereits erste Informationen, die die Beobachter vor 
Beginn des ACs über die Kandidaten erhielten, zu einer Mei-
nungsbildung führen. Besonders deutlich zeigte sich dieser Effekt 
bei internen Teilnehmern.12  

 
11 Kanning/Klinge 2005. 
12 Witt 1987. 
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Zu einem ähnlichen Ergebnis kamen die Forscher um Lance 
et al.13 So wurde belegt, dass die Beobachter sich direkt einen All-
gemeineindruck über die Kandidaten bilden, noch bevor die Be-
werber erste Übungen durchlaufen.14 Kanning weist darauf hin, 
dass Vorinformationen bestimmte Erwartungshaltungen erzeu-
gen, die automatisch in das AC einfließen.15 Er empfiehlt daher, 
die Beobachter nicht gezielt mit Vorinformationen zu versorgen. 
Für den Fall, dass die vorherige Einsicht in die Bewerbungsunter-
lagen nicht zu vermeiden ist, sollten an der abschließenden Bewer-
tungsrunde auch unvoreingenommene externe Beobachter teil-
nehmen.16 Gleichermaßen sieht es die Expertin aus der Privatwirt-
schaft, die im Interview empfiehlt, neutrale externe Personen in 
den Auswahlprozess miteinzubeziehen.  

Handlungsempfehlungen 
Trotz der negativen Auswirkungen von Vorinformationen ist ein 
Verzicht auf diese schwer umzusetzen, da die Kommissionsmit-
glieder in der Regel wissen möchten, wer vor ihnen steht. Aus 
Sicht der Stadt Hamburg können Vorinformationen die Entschei-
dungsfindung erleichtern, aber auch genauso gut subjektiv beein-
flussen. Bei der Personalauswahl sind in der Regel potenzielle 
Vorgesetzte der Bewerber Teil der Kommission sowie verfahrens-
verantwortliche Personen, die anhand der Auswertung der Bewer-
bungsunterlagen eine Vorauswahl vorgenommen haben. Der 
strikte Verzicht auf Vorinformationen erscheint daher zumindest 
bei der Personalauswahl nicht praktikabel zu sein.  

Eine Lösung könnte darin bestehen, zusätzlich externe und 
somit unabhängige Berater als Beobachter einzusetzen. Neben der 
Unabhängigkeit auch gegenüber internen Beschäftigten trägt der 
hohe Grad der Professionalisierung der externen Beobachter zu 

 
13 Lance et al. 2004. 
14 Obermann 2018. 
15 Kanning 2015. 
16 Kanning 2017. 
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einer erhöhten Objektivität bei. Aus diesen Gründen sollte bei der 
Personalauswahl der Stadt Frankfurt am Main mindestens ein ex-
terner Beobachter eingesetzt werden, um einer möglichen Beein-
flussung zumindest teilweise entgegenzuwirken.   

4.6 Chancen und Risiken der Digitalisierung des 
Assessment-Centers 

Die Digitalisierung von AC-Elementen ermöglicht die Beobach-
tung der Teilnehmer in virtuellen Räumen und bringt neue diag-
nostische Erkenntnismöglichkeiten.17 Neben den vielen Vorteilen 
der Digitalisierung bestehen auch einige Risiken, die erläutert wer-
den müssen, um abschließend eine Prognose zu der Anwendbar-
keit von Online-Varianten des ACs bei der Stadt Frankfurt am 
Main geben zu können.  

Im Interview mit der Stadt Frankfurt am Main wurden die 
Chancen einer zunehmenden Digitalisierung des ACs in erster Li-
nie beim Einsatz von einzelnen Online-Elementen im Rahmen 
der Vorselektion der Bewerber gesehen. Ebenso war die externe 
Expertin aus der Privatwirtschaft der Ansicht, dass insbesondere 
bei großen Bewerbermassen Online-Verfahren von Vorteil seien. 
Andererseits ist bei der Anwendung von Online-Verfahren frag-
lich, ob ein Bewerber einen Online-Test ohne fremde Hilfe absol-
viert. Diese Gefahr könne laut von Au bei der Auswahl von 
höchsten Führungspositionen bezweifelt werden, da die wenigs-
ten Führungskräfte sich selbst eingestehen würden, den Test nicht 
allein erfolgreich abschließen zu können.18  

Kanning sieht die Digitalisierung in der Personaldiagnostik als 
eine Chance zur höheren Standardisierung des Auswahlverfah-
rens, wodurch der Subjektivität der Beobachter nur wenig Raum 
gegeben wird.19 Auch Feichtner und Dietzel sind der Meinung, 

 
17 Obermann 2018. 
18 von Au 2017. 
19 Kanning 2020. 
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dass Online-Assessments deutlich objektiver seien als herkömm-
liche AC, da zumindest beim ausschließlichen Einsatz von On-
line-Tests keine Beobachter erforderlich seien und daher auch 
keine Beurteilungsfehler entstehen könnten.20 Die Auswertung sei 
zudem schneller und einfacher, sodass die Ergebnisse in der Regel 
sofort abrufbar wären.21 Die Teilnehmer müssten zudem nicht 
extra zum Auswahlverfahren anreisen, sondern erhalten direkt 
elektronisch eine Einladung zu einem Online-Assessment. Das 
spart nicht nur Zeit, sondern vielmehr auch Raum- und Personal-
kosten. Nicht zu vergessen ist, dass Online-Assessments als Aus-
hängeschild einer Organisation dienen können.22  

Im Interview mit der Expertin aus der Stadt Köln wurden 
ebenfalls die Vorteile in einer Kosten- und Zeitersparnis der On-
line-Verfahren im Vergleich zum klassischen AC gesehen. Gleich-
zeitig warnte die Stadt Köln vor einer zu starken Abhängigkeit von 
der Technik, zumal die technische Ausstattung in der Stadtverwal-
tung noch nicht ausgereift sei. Diese Problematik erkannte auch 
die Expertin aus der privaten Wirtschaft bei der Begleitung von 
AC-Verfahren der Stadt Frankfurt am Main. Ihrer Meinung nach 
sei die Stadt Frankfurt am Main stellenweise nicht ausreichend für 
den Einsatz von onlinegestützten AC ausgestattet. 

Zugleich warnte die externe Expertin im Interview vor der 
Manipulierbarkeit der Online-Assessments durch die Teilnehmer. 
Auch Steiner weist auf die Gefahr der Manipulierbarkeit vor allem 
bei unkontrollierten Testsituationen hin.23 Bewerber könnten sich 
unter einem falschen Namen immer wieder Zugang zu einem On-
line-Assessment verschaffen und die Tests wiederholen.24 Die 
Trainingseffekte könnten so zu einem verfälschten Testergebnis 

 
20 Feichtner 2019. 
21 Eck et al. 2016. 
22 von Au 2017. 
23 Steiner 2009. 
24 Ott et al. 2017. 
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führen. Als Lösung nennt Steiner die Anwendung von Authenti-
fizierungsverfahren oder die Nutzung von Einmalpasswörtern für 
den Testzugang.25 Im Interview mit der Stadt Hamburg wurde 
eine Manipulation eher ausgeschlossen, da die Teilnehmer im 
Rahmen des virtuellen ACs via Skype nicht unbeobachtet blieben. 
Die Gefahr bei virtuellen sowie Online-Assessments wird viel-
mehr in der Verbreitung der Übungsinhalte durch die Teilnehmer 
gesehen. Obermann weist ebenso auf das Risiko hin, dass Screens-
hots der Übungsinhalte angefertigt und verbreitet werden könn-
ten. Allerdings kann diese Gefahr bei der Verwendung von Da-
tenbanken mit einem Pool aus möglichen Fragen relativiert wer-
den, da die Übungsinhalte immer neu zusammengestellt werden 
könnten.26 

Ein weiterer Aspekt im Zusammenhang mit virtuellen AC ist 
die eingeschränkte Beobachtbarkeit der Teilnehmer durch die Be-
obachter. Im Interview mit der externen Expertin aus dem Wirt-
schaftsbereich wurde diese Problematik bestätigt. Die Stadt Ham-
burg sieht die Problematik der geringeren Beobachtbarkeit bei 
Online-AC als weniger einschränkend an. Aus ihrer Sicht werden 
zwar online weniger Beobachtungen wahrgenommen, jedoch 
seien die gewonnenen Eindrücke dennoch differenziert genug, um 
Aussagen über die Teilnehmer treffen zu können. Vielmehr bieten 
virtuelle AC die Möglichkeit, das Verfahren ortsunabhängig zu 
durchlaufen. Lorenz sieht ebenfalls einen Vorteil im flächende-
ckenden nationalen oder internationalen Einsatz, da die Teilneh-
mer lediglich einen Internetzugang benötigen.27  

Ein weiterer Aspekt bezieht sich auf die Höhe der Akzeptanz 
beim Absolvieren von onlinegestützten Verfahren bei den Teil-
nehmern. Die Stadt Hamburg berichtete im Interview über eine 
sehr gute Resonanz aufseiten der Bewerber sowie der Beobachter. 
Lorenz ist der Überzeugung, dass die hohe Akzeptanz auf das 

 
25 Steiner 2009. 
26 Obermann 2018. 
27 Lorenz/Rohrschneider 2015. 
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weitaus weniger stressintensiv empfundene Online-Verfahren zu-
rückzuführen sei. Zudem fühlten sich die Bewerber vor der 
Webcam weniger kontrolliert als in Präsenz.28  

Die Vorteile der Digitalisierung des ACs bieten eine Reduktion 
der Fehleranfälligkeit sowie eine Steigerung der Objektivität und 
Effizienz. Fellner weist allerdings darauf hin, dass zwischen-
menschliche Interaktionen in Online-Assessments auf der Strecke 
blieben. Somit geht Fellner nicht davon aus, dass das klassische 
AC in Zukunft vollständig von Online-Varianten abgelöst 
werde.29  

5. Fazit & Ausblick 
 

Es zeigt sich, dass das AC ein sehr komplexes Auswahlinstrument 
darstellt, welches auf eine fachgerechte Anwendung angewiesen 
ist. So bietet das AC eine zuverlässige Prognose für den berufli-
chen Erfolg eines Bewerbers und wird zurecht von der Stadt 
Frankfurt am Main als ein Mittel zur Auswahl von Führungskräf-
ten eingesetzt. Allerdings sind bei dessen Anwendung einige me-
thodische Aspekte zu beachten. 

Anhand der Interviews und der aktuellen Forschung konnte 
belegt werden, dass simulationsorientierte Übungselemente als 
fester Bestandteil bei der Anwendung des ACs zu integrieren sind. 
Weiterhin wurde eruiert, dass standardisierte Beurteilungsskalen 
eine Erhöhung der Auswertungsobjektivität ermöglichen und da-
her feste Anwendung finden sollen. Hinsichtlich der Hinzunahme 
von externen Beratungsunternehmen konnte aufgezeigt werden, 
dass anhand der Erfahrung und Professionalität der externen Be-
ratungsunternehmen die Objektivität signifikant gesteigert werden 

 
28 Lorenz/Rohrschneider 2015. 
29 Fellner 2019. 
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kann. Allerdings sollte den externen Beratern innerhalb der Kom-
mission ein festes Stimmrecht zugewiesen werden. Einen weiteren 
großen Aspekt spielten Fehlerquellen in Form von Beurteilungs-
fehlern und Vorinformationen. So konnte anhand von Studien be-
legt werden, dass Beobachtertrainings zur Minimierung von Feh-
lerquellen führen und daher innerhalb der Stadt Frankfurt am 
Main standardmäßig etabliert werden sollten. Vorinformationen 
können zu einer Beeinflussung der Beobachter führen. Auch hier 

lohnt sich der Einsatz von externen Beobachtern, die eine ge-
wisse Neutralität sicherstellen. 

Hinsichtlich des Mehrwerts von digitalisierten Varianten des 
ACs im Vergleich zu klassischen AC ließen sich ebenfalls wichtige 
Erkenntnisse gewinnen werden. Vergleicht man die Online-Vari-
anten des ACs mit dem klassischen AC, so stößt man unweigerlich 
über den Kosten- und Zeitaspekt hinsichtlich der Konzeption und 
Durchführung eines ACs. Dabei schneidet das klassische AC 
deutlich schlechter ab als die Online-Varianten des ACs. Insbe-
sondere für große Bewerbermassen bieten sich daher standardi-
sierte Online-Assessments zur Vorauswahl von Bewerbern sehr 
gut an. Die Kosten eines klassischen ACs können dagegen durch 
eine qualitativ hochwertige Personalauswahl gerechtfertigt werden 
und kommen demnach zurecht in kleineren Bewerberkreisen und 
gezielt bei der Auswahl von Führungskräften zum Einsatz. Klas-
sische AC ermöglichen eine umfangreiche Beobachtung der Teil-
nehmer durch geschulte Beobachter, während Verhaltensbe-
obachtungen in virtuellen AC nur beschränkt möglich sind. Zu-
dem lässt sich online nur schwer feststellen, ob ein Bewerber von 
seiner Persönlichkeit her gut ins Team passt. Aufgrund der einge-
schränkten Beobachtbarkeit der Bewerber gelingt es weder dem 
Online-Assessment noch dem virtuellen AC ein ganzheitliches 
Bild des Bewerbers abzubilden, was dagegen beim klassischen AC 
anhand seiner Multimethodalität möglich ist. 
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Zusammenfassend lässt sich die Anwendung von vorgeschal-
teten Online-Assessments bei großen Bewerbermassen im Perso-
nalauswahlprozess der Stadt Frankfurt am Main empfehlen. Vir-
tuelle AC bieten in der Corona-Krise eine sehr gute Alternative 
zum klassischen AC. Sie weisen eine hohe Akzeptanz auf und sind 
zeit-, kosten- und ressourcensparender. Allerdings fällt die weni-
ger gute Beobachtbarkeit der Teilnehmer zu sehr ins Gewicht, als 
dass die Online-AC-Verfahren das klassische AC vollständig ab-
lösen könnten. Da vor allem die Verhaltensbeobachtung von im-
menser Bedeutung ist, gilt es, in Zukunft auf die innovative Er-
weiterung von virtuellen AC zu setzen, um auch dort eine um-
fangreiche Verhaltensbeobachtung zu ermöglichen, die bisher nur 
in klassischen AC realisiert werden kann. Sie bleibt nämlich uner-
lässlich für die Generierung eines ganzheitlichen Bewerberbildes 
und stellt ein essenzielles Kriterium für eine erfolgreiche Perso-
nalauswahl dar. Der aktuelle Forschungsstand liefert noch keine 
genauen Erkenntnisse darüber, welche Auswirkungen die be-
schränkte Beobachtbarkeit der Teilnehmer während eines virtuel-
len ACs auf die Auswahlqualität hat. Trotz der Erfolge der Stadt 
Hamburg bei der Umsetzung eines virtuellen ACs bedarf es wei-
terer Forschung in Form von umfangreichen Validitätsstudien zur 
Qualität von online durchgeführten AC, um den Anforderungen 
der Qualitätsstandards gerecht zu werden. Erst dann könnte in 
Zukunft eine Aussage darüber getroffen werden, inwieweit virtu-
elle AC die berufliche Eignung eines Bewerbers prognostizieren 
können. 
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Bürgernahe Verwaltungssprache in der 
Praxis: Analyse behördlicher Schreiben der 
Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des 
Wetteraukreises 

Kirsten Vesper1 

Einleitung 
Im Rahmen dieser Arbeit werden drei Arten von Schreiben der 
Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Kreisausschusses des 
Wetteraukreises analysiert und überarbeitet. Eine naturschutz-
rechtliche Genehmigung, die Anhörung gemäß § 28 HVwVfG so-
wie eine Beseitigungsverfügung. Bei den zu überarbeitenden 
Schreiben handelt es sich um die Verwaltungsschreiben, die in der 
Praxis am häufigsten zur Anwendung kommen. Grund für die 
Überarbeitung ist, dass die Behörde in der schriftlichen Kommu-
nikation einseitig dem Adressaten etwas mitteilt und dieser dann 
„einen unverständlichen Bescheid entziffern muss [und] im Zwei-
felsfall dem Bescheid widersprechen wird.“2 Ist der Bescheid ver-
ständlich formuliert, wird er „eher befolgt.“3 

Zentrale Gesichtspunkte bei der Überarbeitung sind eine bür-
gernahe und „bürgerfreundliche“4 Sprache, d.h. Vereinfachung 

 
1 Kontakt: Kirsten Vesper, E-Mail: info.buergernahe-sprache@gmx.de 
2 Müller 2017, 444. 
3 Dunkl 2021. 
4 Müller 2017, 446. 

mailto:info.buergernahe-sprache@gmx.de
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und sprachliche Modernisierung der Texte bei gleichzeitiger Wah-
rung der Rechtssicherheit. Hier gilt es, eine passende Balance zu 
finden:5 „So fachbezogen wie nötig – so bürgernah wie möglich“.6 
Einerseits soll aus den Schreiben klar ersichtlich sein, worum es 
geht und was vom Adressaten erwartet wird. Andererseits dürfen 
die Schreiben auch nicht zu umgangssprachlich formuliert wer-
den. Besonders in der Eingriffsverwaltung, wenn die Behörde von 
den Bürgerinnen und Bürgern ein Tun oder Unterlassen fordert, 
ist es essenziell, die Tragweite und Konsequenzen bewusst zu ma-
chen, damit die Anweisungen auch umgesetzt werden. 

Zu Beginn werden die theoretischen Hintergründe bürgerna-
her Sprache erklärt und was darunter zu verstehen ist. Anschlie-
ßend wird die methodische Vorgehensweise sowie Grundsätzli-
ches zur Überarbeitung, das übergreifend für die Schreiben gilt, 
erläutert. Danach wird der Ablauf von Genehmigungsverfahren 
der UNB vorgestellt. Da unterschiedliche Arten von Schreiben 
untersucht werden, gilt es, die jeweiligen Besonderheiten zu be-
rücksichtigen. Daher wird zunächst der Aufbau der Schreiben und 
ihr Ist-Zustand festgestellt, bevor die Änderungen erläutert wer-
den. Wichtig ist zu beachten, wer die Zielgruppe ist. Verschiedene 
Zielgruppen haben unterschiedliche Bedürfnisse, unter anderem 
abhängig von ihrem Bildungsgrad und Sprach- oder sonstigen 
Barrieren.7 Grundsätzlich gilt: „Die Amtssprache ist deutsch“  
(§ 23 Abs. 1 HVwVfG). Es geht bei der Überarbeitung der Schrei-
ben im Rahmen dieser Arbeit explizit nicht um Personen, die 
Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache haben, oder um Men-
schen mit Beeinträchtigungen, denn für diese Zielgruppen gibt es 
die „Leichte Sprache“.8 Die Arbeit schließt mit einem Fazit und 
Ausblick ab. 

 
5 Dunkl 2021 sowie BVA 2002. 
6 BVA 2002, 10. 
7 Kellermann 2014; Aichele 2014 sowie Schulz von Thun 2013. 
8 Aichele 2014, 22. 
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2. Was ist „Bürgernahe Verwaltungssprache“? 
Im Zuge der Einführung des Neuen kommunalen Steuerungsmo-
dells 19939 sollte das Subordinationsverhältnis vom Staat zu Bür-
gerinnen und Bürgern abgebaut werden, was sich auch sprachlich 
niederschlug. Die Notwendigkeit verständlicher Schreiben ergibt 
sich aus mehreren Aspekten:  
 

1. Bestimmtheitsgrundsatz: Nach § 37 Abs. 1 HVwVfG 
muss ein Verwaltungsakt inhaltlich hinreichend be-
stimmt sein. Ein durchschnittlicher Empfänger des 
Schreibens muss vollständig und eindeutig verstehen, 
was von ihm verlangt wird. 

 
2. Verstärkte Akzeptanz der Gesetze: Wenn die Men-

schen nachvollziehen können, warum sie etwas tun 
oder lassen sollen, sind sie eher bereit, sich daran zu 
halten.10 

 
3. Ressourcen: Bürokratie wird oft negativ wahrgenom-

men. „Unverständliche Prozesse, für unnötig befun-
dene Gesetze, unpersönliche […], schwer verständli-
che Anschreiben“.11 Bessere Verständlichkeit bedeu-
tet weniger Nachfragen12, führt auf beiden Seiten zu 
weniger Frust13 und spart somit Zeit und Kosten.14  

 
4. Gleichbehandlung/Verbot der Diskriminierung: 

Sprache kann Barrieren schaffen und ausgrenzen, 

 
9 KGSt 1993. 
10 BVA 2002. 
11 Haupt 2021, 4. 
12 Dunkl 2021. 
13 GfdS 2021. 
14 Pennekamp 2021. 
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wenn man etwas nicht versteht.15  Deshalb ist auch 
die Berücksichtigung geschlechtergerechter Sprache 
ein wichtiger Punkt. 
 

Zunächst ist ein zentraler Begriff zu klären: „Bürgernah“ be-
deutet laut Definition des Duden „auf die unmittelbaren Prob-
leme, Bedürfnisse der Bürger*innen [unbürokratisch] eingehend, 
ihnen entsprechend.“16 In § 8 Abs. 2 HGO ist der Begriff des Bür-
gers legal definiert: „Bürger der Gemeinde sind die wahlberechtig-
ten Einwohner“, wobei laut § 8 Abs. 1 HGO „Einwohner ist, wer 
in der Gemeinde seinen Wohnsitz hat.“ Wahlberechtigt sind nach 
Art. 38 Abs. 2 GG i.V.m. § 12 BWahlG alle volljährigen Deut-
schen im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG. Diese Differenzierung ist 
wichtig, um eine Bestimmung der Zielgruppe bürgernaher Schrei-
ben vorzunehmen, sie schließt nämlich alle Nicht-Deutschen so-
wie Kinder und Jugendliche aus. Ein weiteres Kriterium zur Ab-
grenzung der Zielgruppe ist die sprachliche Ebene. Die Vereinfa-
chung der Schreiben ist nicht gleichzusetzen mit der Übertragung 
in leichte Sprache. 

Leichte Sprache wurde primär für „Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten“17 entwickelt, um ihnen „die Teilhabe an Gesellschaft 
und Politik zu ermöglichen“.18 Das BMAS hat als Arbeitshilfe für 
die praktische Umsetzung einen Ratgeber herausgegeben, in dem 
die Merkmale leichter Sprache aufgeführt sind.19 Sie zeichnet sich 
durch kurze Hauptsätze aus, denen oft ein Bild beigefügt ist. Län-
gere Wörter werden durch einen Bindestrich getrennt und die 
Wortbestandteile großgeschrieben, beispielsweise Bundes-Kanz-
ler. Auf Fremdwörter wird verzichtet, schwierige Wörter werden 

 
15 Seitz 2014 sowie Aichele 2014. 
16 Duden (Hrsg.) 2022, online. 
17 Seitz 2014, 4. 
18 Kellermann 2014, 7. 
19 BMAS 2014. 
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erklärt.20 Obwohl die verwendeten Wörter deutsch sind, handelt 
es sich um eine eigene Art von Sprache, für die es Übersetzerinnen 
und Übersetzer gibt.21 Für Bescheide ist die Leichte Sprache nicht 
geeignet, da es an der nötigen Rechtssicherheit fehlt.22 Bürgernahe 
Verwaltungssprache hingegen richtet sich an einen durchschnitt-
lich verständigen Menschen, der der deutschen Sprache mächtig 
ist und keine Beeinträchtigungen aufweist.  

Schulz von Thun und Groeben legten mit ihren Modellen zur 
Textverständlichkeit wichtige Grundsteine. Außerdem beschäftigt 
sich Ebert mit dem Thema „Bürgerkommunikation auf Augen-
höhe: Wie Behörden und öffentliche Verwaltung verständlich 
kommunizieren können“23 und stellt so eine Verbindung zwi-
schen Forschung und Praxis her. 1981 entwickelte Schulz von 
Thun das „Hamburger Verständlichkeitsmodell“ mit vier Haupt-
merkmalen24, um Verständlichkeit zu messen: 
 

Einfachheit    Kompliziertheit 
Gliederung/Ordnung  Unübersichtlichkeit 
Kürze/Prägnanz   Weitschweifigkeit 
Zusätzliche Stimulanz  keine zusätzliche Stimulanz 

 
Bürgernähe bedeutet in erster Linie „Einfachheit“, was vor al-

lem die Wortwahl und den Satzbau betrifft25 und mit Kürze und 
Prägnanz verbunden ist. Veraltete Wörter der „Amtssprache“ sol-
len durch bekanntere Wörter ersetzt, Fremdwörter möglichst ver-
mieden oder erklärt werden. Auf Abkürzungen sollte verzichtet 
werden26, ebenso auf attributive Partizipialkonstruktionen wie 

 
20 Dies und das Folgende vgl. Kellermann 2014. 
21 Maaß 2015. 
22 Schaschek 2014. 
23 Ebert 2018. 
24 Schulz von Thun 2013, 165 ff. 
25 Dies und das Folgende Ebert 2018. 
26 Normenkontrollrat u.a. 2019 sowie BVA 2002. 
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„der vorgenannte Betrag“. Wünschenswert ist, Verben in der ak-
tiven Form einzusetzen anstelle von Nominal- und Passivstil.27 
Ebert rät, den Imperativ zu nutzen und die Bürgerinnen und Bür-
ger höflich und direkt anzusprechen, also beispielsweise „Bitte be-
antworten Sie“ statt „um Antwort wird gebeten“ zu schreiben.28 
Schachtelsätze mit langen Nebensätzen erschweren die Textver-
ständlichkeit.29 Stattdessen sollten kurze Satzteile verwendet, aber 
„nicht mit Informationen überladen werden.“30 Zu beachten ist, 
dass zu kurze Sätze ebenfalls negative Auswirkungen auf Ver-
ständlichkeit und Höflichkeit haben, weswegen man nicht ins an-
dere Extrem fallen sollte.31 Die Schreiben sollten konkret und prä-
zise formuliert sein.32 Die zusätzliche Stimulanz erfolgt durch Bei-
spiele.33 
Gliederung und Ordnung beziehen sich auf einen logisch geglie-
derten Aufbau des Gesamttextes.34 Absatzgliederungen, Aufzäh-
lungen, Hervorhebungen und Überschriften helfen, einen Text zu 
strukturieren und übersichtlicher zu machen.35 Schulz von Thun 
empfiehlt, im Vorfeld die „Gliederung an[zu]kündigen“ und so 
dem Leser anzuzeigen, „was im Folgenden auf [ihn] zukommt.“36 
Groeben geht von ähnlichen Überlegungen aus, warnt aber vor zu 
starken Vereinfachungen. Er begründet dies damit, dass der Text 
dann „keinen oder nur einen sehr geringen kognitiven Anspruch 

 
27 Müller 2017; Dunkl 2021 sowie BVA (Hrsg.) 2002. 
28 Ebert 2018; Stadt Bochum 2000 sowie BVA 2002. 
29 Fisiak 2018 sowie Dunkl 2021. 
30 Ebert 2018, 60. 
31 BVA 2002. 
32 Ebert 2018. 
33 Schulz von Thun 2013. 
34 Schulz von Thun 2013; Dunkl 2021 sowie BVA 2002. 
35 Ebert 2018. 
36 Schulz von Thun 2013, 164. 
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an den Rezipienten stellt“37. Infolgedessen sei der Leser unterfor-
dert und damit nicht mehr motiviert, den Text zu lesen; empfeh-
lenswert sei daher „eine mittlere Komplexität“.38  

Das Hamburger Verständlichkeitsmodell und die Überlegun-
gen Groebens und Eberts bieten eine gute Orientierungshilfe, so-
dass die Texte zwar vereinfacht formuliert werden, dabei aber ei-
nen gewissen Anspruch behalten. Damit wird nochmals die Ab-
grenzung zu leichter Sprache deutlich. Mithilfe der genannten Kri-
terien sollen die Schreiben verändert werden. 

3. Methodik und Grundsätzliches zur 
Überarbeitung 
Das Hauptinstrument für die Überarbeitung der Schreiben ist die 
sprachliche und inhaltliche Dokumentanalyse.39 Bei der Doku-
mentanalyse dient der Ist-Zustand des jeweiligen Schreibens als 
Ausgangspunkt. Dabei werden die Bestandteile der Schreiben und 
ihr Aufbau erfasst und festgestellt, inwiefern Gestaltungsfreiheit 
besteht. Mittlerweile gibt es zahlreiche Leitfäden mit konkreten 
Beispielen, wie die Verwaltungssprache, d.h. die Sprache, die Be-
hörden im Schriftwechsel mit Privatpersonen verwenden40, 
bürgerfreundlich gestaltet werden kann. Inhaltlich weisen sie 
große Überschneidungen auf, weswegen hier nur ein paar dieser 
Leitfäden für die praktische Umsetzung herangezogen werden. 
Als Basis dient das Arbeitshandbuch „Bürgernahe Verwaltungs-
sprache“, das vom Bundesverwaltungsamt herausgegeben 
wurde.41 Für die Überarbeitung weiterer Schreiben könnte auch 
der Leitfaden des Normenkontrollrats in Kooperation mit dem 
Leibniz-Institut für Deutsche Sprache in Mannheim hilfreich sein, 

 
37 Groeben 1982, 206. 
38 Groeben 1982, 276. 
39 Döring/Bortz 2016. 
40 BVA 2002. 
41 BVA 2002. 
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der sich auf behördliche Textarten wie „Anträge, Richtlinien, For-
mulare“42 konzentriert. 

Ergänzt wird die Dokumentanalyse durch Experteninter-
views.43 Mittels eines halbstrukturierten Leitfaden-Interviews44 
werden vier Beschäftigte der UNB, die aus Sicht der Verwaltung 
fachlich eine Einschätzung abgeben, in persönlichen Gesprächen 
einzeln interviewt. Sie wurden ausgewählt, da sie täglich mit den 
zu überarbeitenden Schreiben zu tun haben und daher beurteilen 
können, welche Bestandteile zwingend beibehalten werden und 
wo es Kritikpunkte und Optimierungspotenzial gibt.45 Die Er-
kenntnisse aus den Interviews fließen in die Überlegungen zur 
Überarbeitung der Schreiben ein. Sie sollen eine praxisnahe Um-
setzung ermöglichen. 

Bei der Überarbeitung sind verschiedene Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen: Aufbau/Form, Sprache und Inhalt. Die Ergeb-
nisse aus den Interviews ergaben die Hauptkritikpunkte an dem 
aktuellen Zustand der Schreiben: fehlende Verständlichkeit durch 
Amtsdeutsch und zahlreiche Rechtsgrundlagen, Unübersichtlich-
keit und Länge – sowohl der einzelnen Sätze als auch der Schrei-
ben insgesamt. Auch wenn Konsens herrscht, dass eine geschlech-
tergerechte Schreibung notwendig ist46 – eine einheitliche Lösung 
gibt es derzeit nicht.47 Im Folgenden werden vorrangig ge-
schlechtsneutrale Formulierungen verwendet, an zweiter Stelle die 
Paarformel und bei Platzmangel der Schrägstrich. Diese Varianten 
werden auch von der GfdS befürwortet,48 mit der Einschränkung, 
dass diese nur für die sprachliche Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen gelten und Formulierungen zur Sichtbarmachung aller 

 
42 Normenkontrollrat u.a. 2019, 10. 
43 Döring/Bortz 2016. 
44 Döring/Bortz 2016. 
45 Burkhard et al. 2011. 
46 Rat für deutsche Rechtschreibung 2021 sowie GfdS 2020. 
47 GfdS 2020; BVA 2002. 
48 GfdS 2020. 
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Geschlechter weiter zu diskutieren seien,49 insbesondere für In-
formationstexte.50 Da in den Schreiben die Adressatin oder der 
Adressat bekannt ist, wird auf eine Nennung aller Geschlechter 
und somit auf das Gendersternchen verzichtet zugunsten einer 
persönlichen und konkreten Ansprache. 

Für die Beachtung von Formvorschriften und das weitere Ver-
ständnis ist relevant, dass es sich bei den zu überarbeitenden 
Schreiben – mit Ausnahme der Anhörung – um Bescheide han-
delt, die mehrere Verwaltungsakte enthalten.  

Ein Verwaltungsakt (VA) ist nach § 35 HVwVfG 
 „jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, 

die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentli-
chen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerich-
tet ist“. 

Man differenziert zwischen einem begünstigenden und einem 
belastenden VA.51 Ein begünstigender VA, beispielsweise eine 
Genehmigung, bringt dem Empfänger einen Vorteil. Ein belas-
tender VA greift in die Rechte des Empfängers ein, indem er ihm 
etwas verbietet, die Erteilung einer Genehmigung ablehnt oder 
ihn zwingt, etwas zu tun oder zu dulden. Ein VA „muss inhaltlich 
hinreichend bestimmt sein“ (§ 37 Abs. 1 HVwVfG), das heißt, die 
Person, die ihn erhält, muss eindeutig erkennen können, was von 
ihr verlangt wird.  

Einige Punkte und Kriterien sind für den VA verpflichtend, 
um die Rechtmäßigkeitsanforderungen zu erfüllen und müssen 
auch in der überarbeiteten Genehmigung und Verfügung enthal-
ten sein: 

- die erlassende, zuständige Behörde (§ 37 Abs. 3 S. 1 
HVwVfG) 

 
49 GfdS 2020 sowie Rat für deutsche Rechtschreibung  
    2021. 
50 Blaha 2015. 
51 Detterbeck 2019. 



 73 

73 
 

- Ermächtigungsgrundlage (Vgl. Art. 20 Abs. 3 GG; 
Art. 2 Abs. 2 Verf HE): Die Behörde darf nur in die 
Rechte eines Bürgers eingreifen, wenn sie dafür eine 
Rechtsgrundlage hat. 

- Begründung: „In der Begründung sind die wesentli-
chen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzutei-
len, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen 
haben.“  
(§ 39 Abs. 1 HVwVfG) 

- Bestimmtheit (§ 37 Abs. 1 HVwVfG): Der Adressat 
eines Schreibens muss wissen, was er zu tun oder zu 
lassen hat. 

- Unterschrift oder Namenswiedergabe des Behörden-
leiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten  
(§ 37 Abs. 3 S. 1 HVwVfG) 

- Rechtsbehelfsbelehrung: „eine Erklärung […], durch 
die der Beteiligte über den Rechtsbehelf, der gegen 
den Verwaltungsakt gegeben ist, über die Behörde 
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf einzule-
gen ist, den Sitz und über die einzuhaltende Frist be-
lehrt wird.“ (§ 37 Abs. 6 S. 1 HVwVfG) 

 
Um die Übersichtlichkeit der Schreiben zu verbessern, werden 

nach Möglichkeit alle wichtigen Informationen auf Seite 1 des Be-
scheids gebracht.52 Dabei ist zu beachten, dass das, was die Be-
hörde für die wichtigsten Informationen hält, wie beispielsweise 
die Legitimation, warum sie diesen Bescheid erteilen darf, nicht 
zwangsläufig mit dem übereinstimmt, was für die Adressatin oder 
den Adressaten die größte Relevanz besitzt; die Informationen 
sollten nach Größe der Abnehmergruppe sortiert werden: Je mehr 

 
52 BVA 2002. 
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Personen es interessiert, desto weiter oben muss die Information 
stehen.53 Infolgedessen wird die Reihenfolge des Aufbaus ange-
passt. Für sinnvoll erachtet wird der Vorschlag aus dem Leitfaden 
der Europäischen Kommission, sich zu überlegen, welche Fragen 
der Adressat haben könnte und Antworten darauf im Text unter-
zubringen, eventuell in Form von Zwischenüberschriften.54 Dabei 
ist darauf zu achten, dass die Überschriften einheitlich sind. 

Die Rechtsgrundlagen werden am Satzende oder in einem 
neuen Satz angegeben, vorzugsweise aber in Klammern hinter 
dem Abschnitt, zu dem sie gehören.55 Bei erstmaliger Erwähnung 
wird das Gesetz in seiner Kurzform genannt und die Abkürzung 
in Klammern geschrieben.56 Im weiteren Verlauf erfolgt die An-
gabe nur noch in der Abkürzung. „Gemäß §“ wird durch das mo-
dernere „nach §“ ersetzt.57 Längere Gesetzestexte, die aufgrund 
der Rechtssicherheit im Wortlaut zitiert werden müssen, werden 
optisch aufgelockert. Anstelle im Fließtext werden sie teilweise mit 
Aufzählungspunkten versehen. 

4. Genehmigungsverfahren der UNB 
Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist die zentrale 
Rechtsgrundlage der UNB. In § 1 BNatSchG sind die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege formuliert, die Natur 
und Landschaft um ihrer selbst willen und „als Grundlage für Le-
ben und Gesundheit des Menschen“ zu schützen. § 3 Abs. 1 Nr. 
1 BNatSchG regelt die Zuständigkeit für Naturschutz und Land-
schaftspflege, die den nach Landesrecht zuständigen Behörden 
obliegt. Nach § 1 Abs. 3 S. 1 HAGBNatSchG werden „[d]ie Auf-
gaben der unteren Naturschutzbehörde […] dem Kreisausschuss 

 
53 Vgl. Gespräch mit Institut für Verwaltungskommunikation am 02.03.2022. 
54 Europäische Kommission 2015; Stadt Bochum 2000 sowie Dunkl 2021. 
55 Ebert 2018 sowie Stadt Bochum u.a. 2000. 
56 BVA 2002. 
57 Dunkl 2021, 50. 
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[…] zur Erfüllung nach Weisung übertragen“; die Zuständigkeit 
der UNB „für den Vollzug des Naturschutzrechts“ ist in § 2 Abs. 
1 S. 1 HAGBNatSchG festgelegt. Zu den Aufgaben der UNB ge-
hört die Zuständigkeit oder Beteiligung „an allen Verfahren, die 
mit Eingriffen in Natur und Landschaft oder geschützten Tier- 
und Pflanzenarten zu tun haben.“  

Kann eine Genehmigung nicht erteilt werden und es muss ein 
Ablehnungsbescheid erfolgen, wird die betreffende Person vorher 
gemäß § 28 HVwVfG angehört. Hat eine Person rechtswidrig, d.h. 
ohne Genehmigung, einen Eingriff in Natur und Landschaft vor-
genommen, wird sie ebenfalls zunächst angehört, bevor eine Be-
seitigungsverfügung erlassen wird. In der Praxis hat es die UNB 
hauptsächlich mit illegalen Erdaufschüttungen oder der Beseiti-
gung von baulichen Anlagen wie Zäunen oder Holzhütten zu tun. 
Je nach Fall können in dieser Art der Verfügung außer der Besei-
tigung des Eingriffs auch die Wiederherstellung des ursprüngli-
chen Zustands, ein Nutzungsverbot oder ein Baustopp angeord-
net werden. Um den Schutz von Natur und Landschaft auch lang-
fristig sicherstellen zu können, ist es von grundlegender Bedeu-
tung, dass die Adressaten der Schreiben verstehen, was sie tun 
oder lassen sollen und warum.  

4.1 Überarbeitung der Anhörung 

Eine Anhörung ist kein Verwaltungsakt, sondern belastenden 
Verwaltungsakten vorgeschaltet. 58 Sie ist lediglich eine Feststel-
lung der Behörde, dass etwas nicht Erlaubtes vorgegangen ist; sie 
bittet die betreffende Person, sich dazu zu äußern (Vgl. § 28 Abs. 
1 HVwVfG). Daher enthält sie auch keine Rechtsbehelfsbeleh-
rung und keine Kostenentscheidung.59 In der Praxis kommen vor-
wiegend zwei Varianten vor: Zum einen die Anhörung vor der 
Ablehnung einer Genehmigung, zum anderen die Anhörung vor 

 
58 Detterbeck 2019.  
59 Informationen, die aus den Interviews stammen. 
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einer Verfügung, sofern nicht wegen Gefahr im Verzug die An-
hörung entfällt (§ 28 Abs. 2 Nr. 1 HVwVfG).  

Der Aufbau der beiden Versionen ist grundsätzlich ähnlich: 

- Überschrift 

- Anrede 

- Feststellung, dass etwas nicht erlaubt ist 

- Rechtsgrundlagen, warum es nicht erlaubt ist 

- Absicht der Behörde 

- Gelegenheit zur Stellungnahme nach § 28 HVwVfG 

- Fristsetzung 

- Grußformel + Unterschrift 
 

Bei der Anhörung vor der Ablehnung einer Genehmigung 
handelt es sich um ein geplantes Vorhaben. Dagegen geht es bei 
der Anhörung vor einer Verfügung um einen ungenehmigten Ein-
griff in Natur und Landschaft, also um eine Maßnahme, die bereits 
durchgeführt wurde und nun beseitigt werden soll. Daher unter-
scheiden sich die Rechtsgrundlagen und die Konsequenzen. 

Der abschreckende Charakter und die Problematik, dass nicht 
deutlich werde, was eine Anhörung sei, waren die vorrangigen 
Kritikpunkte. Da der Bürger in der Regel nicht mit Verwaltungs-
verfahren vertraut ist60, wird ihm nun erklärt, dass das Anhörungs-
schreiben noch keine Verfügung ist. Er hat die Möglichkeit, Stel-
lung zu nehmen, dies ist aber nicht verpflichtend. Hinsichtlich der 
Reihenfolge ist zu überlegen, was die für den Empfänger wichtigs-
ten Informationen sind.61 Im Falle der Anhörung vor Ablehnung 
einer Genehmigung ist es für den Empfänger relevant, wie über 

 
60 Stadt Bochum u.a. 2000. 
61 BVA 2002. 
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seinen Antrag entschieden wird. Daher kommt nach der Informa-
tion, was beantragt wurde, als nächstes die Absicht, den Antrag 
abzulehnen.62 Damit das Schreiben nicht irrtümlich für eine Ver-
fügung gehalten wird, wird eingefügt: „Dieses Schreiben dient für 
Sie zur Information vorab und ist noch keine Ablehnung.“ Erst 
dann wird die Begründung geliefert, warum der Antrag voraus-
sichtlich abgelehnt werden muss. Dies erfolgt nun in persönliche-
rer Form: „Unsere Gründe für die Ablehnung sind […]“. Dem 
Antragssteller wird erklärt, was der Sinn und Zweck der Gesetzes-
grundlage ist, damit die Entscheidung der Behörde für ihn nach-
vollziehbar ist. Anschließend erhält er die Gelegenheit, seine Sicht 
der Dinge darzustellen. Um Rechtssicherheit zu gewährleisten, 
wird in Klammern angegeben: Anhörung nach § 28 Hessisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG). Da das Wort „Anhö-
rung“ auf Anhieb sehr einschüchternd klingt, wird erläutert, was 
damit gemeint ist. Insgesamt taucht es in der überarbeiteten Fas-
sung nicht mehr an prominenter Stelle auf, was das Schreiben et-
was weniger anklagend klingen lässt. 

4.2 Überarbeitung der Genehmigung 

Genehmigungsverfahren gehören zu den häufigsten Vorgängen in 
der UNB. Die Genehmigungen haben unterschiedliche inhaltliche 
Schwerpunkte, sind vom formalen Aufbau jedoch gleich. Inhalt-
lich wird differenziert zwischen naturschutzrechtlichen, arten-
schutzrechtlichen und landschaftsschutzrechtlichen Genehmi-
gungen. Die naturschutzrechtliche Genehmigung stellt den Stan-
dardfall dar. Einer solchen bedarf es, wenn „Eingriffe in Natur 
und Landschaft“ (§ 14 Abs. 1 BNatSchG) vorgenommen werden 
sollen. Sie sind in § 14 Abs. 1 BNatSchG legal definiert.  

Kann dem Antrag stattgegeben werden, ist das Genehmi-
gungsverfahren mit Erteilung der Genehmigung abgeschlossen, 
sofern die darin enthaltenen Auflagen entsprechend umgesetzt 

 
62 Stadt Bochum u.a. 2000. 
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werden. Werden Auflagen missachtet oder hat jemand von vorn-
herein ohne Genehmigung gehandelt, folgt eine Verfügung und 
manchmal zusätzlich ein Bußgeldverfahren. Die Genehmigung ist 
kostenpflichtig (§ 1 Abs. 1; § 11 Abs. 1 Nr. 1 HVwKostG). 

4.3 Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt 

Bei der Genehmigung gibt es zudem die Besonderheit, dass der 
Verwaltungsakt Nebenbestimmungen enthalten kann. Diese sind 
nur vorgesehen, bei einem Verwaltungsakt „auf den ein Anspruch 
besteht“ (§ 36 Abs. 1 HVwVfG). Ein Anspruch besteht dann, 
wenn die Voraussetzungen für eine Genehmigung erfüllt sind und 
die Behörde kein Ermessen bei der Erteilung hat. Dies ist im Fall 
von Genehmigungen, die in der Zuständigkeit der UNB liegen, 
gegeben (§ 17 Abs. 3 S. 3 BNatSchG). Sinn und Zweck von Ne-
benbestimmungen ist es vor allem, „sicher[zu]stellen […], dass die 
gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt wer-
den“ (§ 36 Abs. 1 HVwVfG). Wird gegen Nebenbestimmungen 
verstoßen oder werden sie gar nicht erst erfüllt, verhängt die Be-
hörde auf Basis des Bußgeldkatalogs Naturschutz des HMUKLV 
nach pflichtgemäßem Ermessen ein Bußgeld.  

Es gibt verschiedene Nebenbestimmungen, die in § 36 Abs. 2 
HVwVfG genannt werden: 
 

1. Durch eine Befristung beginnt oder endet ein Verwal-
tungsakt zu einem bestimmten Zeitpunkt oder gilt nur 
für einen festgelegten Zeitraum (Geltungsdauer).  

 
2. Bei der Bedingung hingegen geht es um einen unbestimm-

ten Zeitpunkt; sie hängt „von dem ungewissen Eintritt 
eines zukünftigen Ereignisses ab“ (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 
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HVwVfG). Eine aufschiebende Bedingung ist zu ver-
stehen als: „Erst wenn … dann“, eine auflösende Be-
dingung als „nur solange, bis …“.63  

 
3. In der UNB wird regelmäßig die Auflage genutzt, eine 

„Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun, 
Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird“ (§ 36 
Abs. 2 Nr. 4 HVwVfG). Um flexibel agieren zu kön-
nen, sollte der Genehmigung der „Vorbehalt der 
nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
einer Auflage“ (§ 36 Abs. 2 Nr. 5 HVwVfG) beigefügt 
sein.64  

 
Ein wichtiger Unterschied zwischen Bedingung und Auflage 

liegt in der Wirksamkeit des VA. Bei der Bedingung wird der 
Haupt-VA, bei einer Genehmigung also der „Eintritt […] einer 
Vergünstigung“ (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 HVwVfG), erst dann wirksam, 
wenn die Bedingung erfüllt ist. Das heißt im Umkehrschluss: Hat 
jemand z. B. bereits einen Baum gefällt und möchte die Maß-
nahme nachträglich genehmigen lassen, wird dies mit einer Bedin-
gung nicht möglich sein. Die Genehmigung sollte auch einen Wi-
derrufsvorbehalt (§ 36 Abs. 2 Nr. 3 HVwVfG) enthalten. Werden 
die Auflagen nicht eingehalten, kann die Genehmigung nach  
§ 49 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 HVwVfG widerrufen werden. Da Neben-
bestimmungen vom Haupt-VA abhängig sind, erlöschen sie eben-
falls, sobald der Haupt-VA widerrufen wird.65 Reine Hinweise 
zählen nicht zu den Nebenbestimmungen.66  

 
63 Detterbeck 2019, 210. 
64 ebd., 211. 
65 Detterbeck 2019. 
66 Treder/Rohr 2008. 
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4.4 Änderungen und deren Begründung  

Zu Beginn werden eingerahmt die wesentlichen Aspekte festge-
halten.67 Hier wird mitgeteilt, dass der Antrag genehmigt wurde, 
gleichzeitig aber auch auf die Auflagen verwiesen und eine mögli-
che Konsequenz bei Nichteinhaltung aufgeführt. Die Auflagen 
sind je nach Fall unterschiedlich und werden in der Regel durch 
die Fachsachbearbeitung vorgegeben. Diese erstellt eine Liste, was 
bei der Ausführung der Genehmigung zu beachten, z. B. was als 
naturschutzrechtlicher Ausgleich zu liefern ist.  

Die Kosten für den Bescheid werden genannt und in welchem 
Abschnitt man Details dazu nachlesen kann. Außerdem wird der 
Hinweis auf weitere eventuell nötige Genehmigungen nach vorne 
geholt, da er für den Adressaten relevant ist. Die ausführlichere 
Fassung folgt später im Text. 

Anschließend gibt es eine Übersicht, damit der Bürger sich im 
Aufbau des Bescheides zurechtfindet.68 Durch Zwischenüber-
schriften wird das Schreiben übersichtlicher gestaltet. Die Über-
schriften werden in der Genehmigung nun römisch durchnum-
meriert, um sie zu gliedern und sie von der arabischen Aufzählung 
der Auflagen zu unterscheiden. Auf welcher Rechtsgrundlage die 
Genehmigung erteilt wird, ist für den Adressaten nachrangig, da-
her wird sie unter dem Punkt Zuständigkeit mit aufgeführt. Der 
Satz beginnt nicht mehr mit der Angabe der Paragrafen, sondern 
mit „Die örtlich zuständige Naturschutzbehörde ist […]“. Die 
Überschrift steht nun vor der Anrede.  

Damit ergibt sich folgender Aufbau: 
 

 
67 Europäische Kommission 2015. 
68 Europäische Kommission 2015 sowie Schulz von Thun 2013. 
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Bildquelle: Eigene Darstellung 
 

Anrede, Überschrift, Sachverhalt und Auflagen sind für den 
Bürger wichtige Informationen und stehen daher weiterhin am 
Anfang, da so auch die W-Fragen zu Beginn beantwortet werden: 
„Wer hat was, wann, wo gemacht und warum?“ und „Wer hat was, 
(bis) wann zu tun und warum?“ Somit weiß der Bürger, was er zu 
tun oder zu lassen hat. Der Sachverhalt und die Auflagen werden 
je nach Fall individuell formuliert.  

Unter dem Punkt „Begründung“ wird angegeben, „Warum, 
weshalb, wieso wir das überhaupt genehmigen“69 und dazugehö-
rige Rechtsgrundlagen. Danach wird unter einer eigenen Zwi-
schenüberschrift festgestellt, dass das, was der Antragsteller vor-
hat, ein „Eingriff in Natur und Landschaft“ ist. Die Definition 
nach § 14 BNatSchG wird eingerahmt und mit Aufzählungspunk-
ten angegeben. Die nächste Zwischenüberschrift unter dem Punkt 

 
69 Interview C. 
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„Begründung“ ist die „Genehmigungspflicht“. Hier erfährt der 
Bürger, dass er für sein Vorhaben eine Genehmigung braucht. Es 
wird erläutert, dass und warum die Maßnahme genehmigt wurde. 
Inhaltlich erscheint es passend, hier auch den Satz „Die Geneh-
migung ergeht unbeschadet der Rechte Dritter“ einzufügen. Der 
Satz wird durch eine Ergänzung erläutert: „Wird ein Dritter (z. B. 
ein Nachbar) durch die Erteilung dieser Genehmigung beeinträch-
tigt, kann er zivilrechtlich dagegen vorgehen.“ 

Eine erste Information über den zu zahlenden Betrag gibt es 
bereits auf Seite 1 des Bescheids. Grund dafür ist, dass der Emp-
fänger sonst möglicherweise übersieht, dass er etwas zahlen muss, 
was zu Mahngebühren führen kann.70 So wird das Risiko redu-
ziert, erspart der Verwaltung den Aufwand einer Mahnung und 
dem Bürger Ärger. Er erfährt, dass die Genehmigung kosten-
pflichtig ist und er diese Kosten trägt. Die zugehörigen Rechts-
grundlagen sind direkt unter den verkürzten Sätzen angegeben. 
Anschließend wird erklärt, wie sich die Kosten zusammensetzen.  

Der Satz wird mit einem freundlichen „Bitte“ eingeleitet und 
im Imperativ – „Bitte überweisen Sie“71 – formuliert. Für den 
Empfänger sind folgende Informationen wichtig: 

- Höhe des Gesamtbetrags (Wie viel muss ich zahlen?) 

- Frist (Bis wann?) 

- Kontoverbindung (Wohin?) 
 
Durch einen Umbruch im Text steht am Ende der Zeile der 

Gesamtbetrag, die nächste Zeile beginnt „innerhalb von vier Wo-
chen nach Bekanntgabe“. In einer Fußnote wird „Bekanntgabe“ 
erläutert. Hinter der Bekanntgabe wird im Fließtext das Fällig-
keitsdatum angegeben, das zuvor mit der zuständigen Person für 
die Gebührenanordnung abgestimmt wurde. Die wichtigsten 

 
70 KGSt 2009. 
71 Stadt Bochum u.a. 2000, 6, 8. 
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Punkte wie der zu überweisende Betrag und die Frist werden her-
vorgehoben. Die Kontoverbindung wird nicht mehr im Fließtext 
angegeben, sondern untereinandergeschrieben und umrandet. 
Der Empfänger wird aufgefordert, den Betrag unter Angabe der 
Rechnungsnummer zu überweisen. Die Rechnungsnummer ist für 
die Behörde wichtig, um die Zahlung richtig zuordnen zu können, 
ansonsten würde der Empfänger gemahnt werden, obwohl er be-
zahlt hat. Er wird über mögliche Folgen bei zu später oder nicht 
vollständiger Zahlung informiert. Die Information, dass die Kos-
tenentscheidung separat angefochten werden kann, findet sich be-
reits in der Rechtsbehelfsbelehrung. Diese Passage wird daher aus 
dem Punkt Kostenentscheidung entfernt. 

Die Hinweise wurden daraufhin überprüft, was eine Neben-
bestimmung ist. Lediglich der Hinweis, dass ggf. weitere Geneh-
migungen erforderlich sein könnten, bleibt unter dieser Über-
schrift bestehen. Anhand von Beispielen und den zuständigen An-
sprechpartnern wird deutlicher, um welche Genehmigungen es 
sich handeln könnte.72 Wenn bereits Rücksprache mit anderen 
Abteilungen gehalten wurde, die an der Entscheidung zur Geneh-
migung beteiligt werden müssen, sollte dies kurz erwähnt werden, 
damit der Antragsteller weiß, wen er nicht mehr kontaktieren 
muss. 

Die Rechtsbehelfsbelehrung sowie Grußformel und Unter-
schrift bilden den Abschluss. Bei der Rechtsbehelfsbelehrung fällt 
vor allem die mangelnde Übersichtlichkeit auf, die sich unter an-
derem durch den Fließtext ergibt.73 Daher werden die Adressen 
der Stellen, an die ein Widerspruch oder eine Klage gerichtet wer-
den kann, mit einem Rahmen versehen. Die Überschrift wird ge-
ändert in „Ihre Rechte“.74 Die gesetzlich vorgeschriebenen Anga-
ben des § 58 Abs. 1 VwGO finden sich weiterhin alle in der 
Rechtsbehelfsbelehrung wieder. Relevant für den Empfänger ist, 

 
72 Stadt Bochum u.a. 2000. 
73  Ebert 2018. 
74  Ebert 2018, 59 sowie Stadt Bochum u.a. 2000, 6. 
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was er tun kann und innerhalb welcher Frist, weswegen der erste 
Satz die Angaben „innerhalb eines Monats nach Zustellung“ und 
„Widerspruch einlegen“ enthält. Unter dem Kasten mit der Ad-
resse wird angegeben, in welcher Form der Widerspruch erfolgen 
soll und die Rechtsgrundlage genannt. Bei der Rechtsbehelfsbe-
lehrung in der Verfügung werden noch einzelne Passagen ergänzt, 
die vorher an anderer Stelle standen. 

4.5 Überarbeitung der Verfügung 

Durch eine HDU-Verfügung wird der Bürger verpflichtet, etwas 
zu tun (zu handeln), zu dulden oder zu unterlassen (Vgl. § 1 Hes-
sVwVG). Damit wird in die Rechte des Bürgers eingegriffen. Da-
her benötigt die Behörde eine Ermächtigungs- bzw. Eingriffs-
grundlage (Vgl. Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 2 Abs. 2 Verf HE). Im 
Folgenden soll es um die Beseitigungsverfügung gehen. Diese be-
zieht sich auf ungenehmigte Eingriffe in Natur und Landschaft. 
Eine Genehmigung lag nicht vor und kann auch nachträglich 
nicht erteilt werden. Nach erfolgter Anhörung wird daher ange-
ordnet, dass der ungenehmigte Eingriff rückgängig zu machen ist 
(Beseitigung). Grundsätzlich ist eine Verfügung ähnlich wie eine 
Genehmigung aufgebaut. Zu Beginn wird erläutert, worum es 
geht (Sachverhalt) und dass verfügt wird, was nicht mehr gemacht 
werden darf oder zu beseitigen ist (Anordnungen). Allen Beseiti-
gungsverfügungen gemein ist die Androhung eines Zwangsmittels 
(z.B. Zwangsgeld). Sofern die jeweilige Anordnung missachtet 
wird, erfolgt die Festsetzung des Zwangsgeldes in einem separaten 
Bescheid. Wichtig ist an dieser Stelle, dass der Bürger in einem 
Klageverfahren separat gegen die Festsetzung des Zwangsgeldes 
vorgehen könnte, da dies ein eigenständiger VA ist, während die 
HDU-Verfügung weiter bestehen bleibt.75 

Oft wird auch die „sofortige Vollziehung“ nach § 80 Abs. 2 
VwGO angeordnet. Hier wird eine Verfügung erlassen „unter der 

 
75 Fischer et al. 2021. 
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Anordnung der sofortigen Vollziehung bei gleichzeitiger Andro-
hung des Zwangsmittels“.76 Es liegt also ein VA vor, der zwar 
noch nicht bestandskräftig ist, aber sofort beachtet bzw. umge-
setzt werden muss; die aufschiebende Wirkung von Widerspruch 
und Anfechtungsklage (§ 80 Abs. 1 S. 1 VwGO) entfällt, da bei-
spielsweise, wie in § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO, das öffentliche 
Interesse an der sofortigen Vollziehung sehr groß ist. Außer wenn 
„Gefahr im Verzug“ ist, muss dieses besondere Interesse schrift-
lich begründet werden (§ 80 Abs. 3 VwGO). 

4.6 Änderungen und deren Begründung  

Die Verfügung ist das komplexeste der zu überarbeitenden Schrei-
ben. Die einfachste Variante ist die reine Beseitigung einer un-
rechtmäßigen Maßnahme, z.B. eines Zauns, der ohne Genehmi-
gung errichtet wurde (Beispiel A). Häufig hat in der Praxis jemand 
ohne die erforderliche naturschutzrechtliche Genehmigung Erde 
aufgeschüttet (Beispiel B). Hier werden ebenfalls eine Beseitigung 
und die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands angeord-
net, außerdem die „sofortige Vollziehung“. Diese Verfügung ist 
komplexer als Beispiel A. Die Verfügungen sind sehr unübersicht-
lich, sie bestehen aktuell hauptsächlich aus Fließtext mit langen 
Schachtelsätzen, die die Verständlichkeit erschweren,77 vielen 
Wiederholungen und Rückbezügen. Die neue Reihenfolge wird 
mit der römischen Nummerierung im Bescheid dargestellt: 

 

 
76 ebd., 210. 
77 Fisiak 2018. 
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Bildquelle: Eigene Darstellung  
 

Legitimation, Zuständigkeit und vorangestellte Gliederung 
sind analog zu der Genehmigung gelöst. Längere Fließtexte wer-
den durch Zwischenüberschriften untergliedert. Die eigentliche 
Verfügung beginnt zwar erst auf Seite 2, aber auch das wird bereits 
im ersten Satz nach der Anrede angekündigt. Alle wichtigen In-
formationen befinden sich somit direkt auf der Seite, über der 
„Verfügung“ steht.  

Die Anordnungen sind mit römisch I. Anordnungen über-
schrieben. Zunächst erfährt der Bürger, was er tun muss. In dem 
untersuchten Beispiel B in den Anordnungen 1.-3: 
 
 
Alte Fassung Anordnung: 
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1. Sie werden als Eigentümer verpflichtet, die auf dem o.g. Grundstück 
im Außenbereich der Gemarkung      , Flur       Nr. 
     ohne die erforderliche Genehmigung durchgeführte Erdaufschüt-
tung/Verfüllung unverzüglich, spätestens jedoch bis zum      , zu 
entfernen und den Voreingriffszustand der Grundstücksfläche wieder-
herzustellen. 

2. Es ist bis zum       ein Entsorgungsnachweis des bereits verfüllten 
Materials vorzulegen. 

3. Die Fläche ist nach Beseitigung der aufgebrachten Erde mit Wildsaat-
gut aus zertifizierter regionaler Herkunft anzusäen. Hier ist der Un-
teren Naturschutzbehörde ein Nachweis vorzulegen. 
 

Neue Fassung Anordnung: 
1. Auf dem Grundstück im Außenbereich der Gemarkung      , 

Flur      , Nr.       wurde eine Erdaufschüttung/Verfüllung 
ohne die erforderliche Genehmigung durchgeführt.  
Sie werden als Eigentümer verpflichtet, diese unverzüglich, spätestens 
jedoch bis zum      , zu entfernen (Beseitigung) und den Vorein-
griffszustand der Grundstücksfläche wiederherzustellen (Wiederherstel-
lung). 

2. Bis zum       müssen Sie uns einen Entsorgungsnachweis des be-
reits verfüllten Materials vorlegen.  

3. Nachdem die aufgebrachte Erde beseitigt ist, müssen Sie auf der Flä-
che Wildsaatgut zertifizierter regionaler Herkunft ansäen. Auch dar-
über müssen Sie uns einen Nachweis vorlegen. 

 
Wie bereits erläutert, bedarf es je nach Fall verschiedener Text-

bausteine. 

- Begründung 
Zu Beginn der Begründung wird erklärt, wann und wo 
welcher Verstoß festgestellt wurde.  

- Anhörung 
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Hier wird notiert, dass und wann die Anhörung durch-
geführt wurde und welche Antwort der Bürger gegeben 
hat. Seine Einwände werden kurz wiedergegeben und 
darauf eingegangen, ob und in welcher Form sie berück-
sichtigt werden können.  

- Fehlende Genehmigung 
Hier wird festgestellt, dass der Eingriff ohne Genehmi-
gung erfolgt ist und die Maßnahme (die dann konkret 
benannt wird, in Beispiel B ist es eine Erdauffüllung) for-
mell und materiell illegal ist. Es wird erklärt, dass man 
für diese Erdauffüllung eine Genehmigung braucht, dass 
diese aber nicht vorliegt und auch nicht erteilt werden 
kann. Die wichtigsten Punkte sind fett hervorgehoben. 

- Eingriff in Natur und Landschaft 
Hier wird festgehalten, dass die Erdauffüllung ein Ein-
griff in Natur und Landschaft ist. Die Definition, was ein 
Eingriff ist, wird so übernommen wie bei der Genehmi-
gung erläutert. 

- Erdauffüllung  
Hier wird auf die konkrete Maßnahme eingegangen. In 
Beispiel B ist es eine Erdauffüllung. (Bei anderen Verfü-
gungen sind es andere Tatbestände wie z. B. Erklärun-
gen zu einer illegalen Hütte oder illegalen Einfriedung.) 
Es wird erklärt, warum die Erdauffüllung die Natur ver-
ändert und schädigt und dass deswegen die Erde besei-
tigt werden muss. 

- Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands 
Hier wird erläutert, warum der Adressat des Schreibens 
der Verantwortliche ist. Außerdem folgt die Erklärung, 
warum der alte Zustand des Grundstücks wieder herge-
stellt werden muss. 

- Besonderes Interesse der Allgemeinheit 
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Hier wird die Abwägung von Interessen begründet. 
Auch wenn die Privatperson Interesse daran hat, auf ih-
rem Grundstück zu tun und lassen, was sie will, wird be-
gründet, warum das Interesse der Allgemeinheit hier 
wichtiger ist. 

- Sofortige Vollziehung 
In diesem Abschnitt wird begründet, warum es wichtig 
ist, dass sofort gehandelt wird. Die Natur erleidet sonst 
unumkehrbaren Schaden. Das ist nicht der Sinn und 
Zweck des Bundesnaturschutzgesetzes. Außerdem wäre 
es unfair allen gegenüber, die sich an die Gesetze halten, 
wenn die Behörde nicht sofort gegen diejenigen vor-
ginge, die diese missachten. 

- Zwangsgeld 
In einem eigenen Abschnitt erfolgt die Begründung zu 
dem Zwangsgeld, das bei den Anordnungen angedroht 
wurde. Der erste Satz erklärt den Zweck, anschließend 
wird auf die Höhe eingegangen. In einer Tabelle sieht 
man übersichtlich die einzelnen Zwangsgelder. Damit 
der Empfänger nicht auf die Idee kommt, dieses 
Zwangsgeld einfach hinzunehmen, wird direkt darunter 
darauf hingewiesen, dass es bis zu einer Höhe von je-
weils 50.000,00 Euro festgesetzt werden kann. Zuletzt 
werden die nötigen Rechtsgrundlagen aufgeführt. 

 
Über die Textbausteine hinaus muss die Verfügung jeweils auf 

den Einzelfall und die konkrete Situation des Adressaten einge-
hen. 
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5. Fazit und Ausblick 
Das Ziel, drei Arten von Schreiben zu analysieren und moderni-
sieren, wurde erreicht. Dabei wurden die „Grundsätze […] Ver-
ständlichkeit, Empfängerorientierung und angemessener Sprach-
stil“78 berücksichtigt und die Prinzipien der Gliederung und Ord-
nung umgesetzt. Die wesentlichen Kritikpunkte für fehlende Ver-
ständlichkeit betrafen lange Schachtelsätze, veraltete Sprache und 
den sehr umständlichen und unübersichtlichen Aufbau. Die Ge-
samtlänge der Schreiben hat sich zwar nicht signifikant verändert, 
aber durch die neue Struktur sind sie wesentlich lesefreundlicher.  

Die vorangestellte Gliederung informiert den Empfänger, was 
ihn erwartet. Die Reihenfolge in den Schreiben wurde geändert 
und Zwischenüberschriften eingefügt. Wichtige Informationen 
werden nun durch Rahmen oder Fettdruck hervorgehoben. Lange 
Fließtextpassagen wurden somit unterbrochen und optisch aufge-
lockert. Aufzählungspunkte erleichtern das Erfassen längerer Ge-
setztestexte, die aus Gründen der Rechtssicherheit im Wortlaut 
angegeben werden müssen. Beispiele machen für den Bürger 
transparenter, was gemeint ist. 

Anhand der erarbeiteten Kriterien werden sukzessive auch für 
alle weiteren Verwaltungsschreiben der UNB Textbausteine er-
stellt bzw. vorhandene überarbeitet. Je nach Art der Schreiben 
wäre es wünschenswert, manche Prozesse grafisch darzustellen, 
was den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. Sinnvoll könnte 
beispielsweise ein Ja/Nein-Hierarchie-Schema für die Unterbre-
chung eines Eingriffs sein, die in dem Abschnitt „Erlöschen der 
Genehmigung“ angesprochen wird. So könnte der Bürger sehen, 
ob bei ihm eine Unterbrechung vorliegt und was für ihn die jewei-
lige Konsequenz ist. Die UNB hat bereits solche Schemata für an-
dere Prozesse wie Baumfällungen erstellt.79 

 
78 Dunkl 2021, 5. 
79 Wetteraukreis, der Kreisausschuss 2022b. 
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Sofern sich im laufenden Betrieb Rückfragen zu unverständli-
chen Inhalten ergeben, sollen diese nach Möglichkeit auch berück-
sichtigt werden, da die Schreiben bisher nur aus Perspektive der 
Verwaltungsbeschäftigten überarbeitet wurden. Außerdem sollte 
das Rechtsamt prüfen, ob die Rechtssicherheit gewahrt bleibt. An-
gedacht ist, diese Textbausteine in ein Programm einzubinden, das 
sich bereits in der Testphase befindet, um künftig daraus die be-
nötigten Schreiben zu generieren. Die bürgernahe Verwaltungs-
sprache wird somit in der UNB des Wetteraukreises erfolgreich 
umgesetzt. 
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